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  EHRENKIRCHEN
Tel.: 07633 804-0  Fax: 07633 804-20
www.ehrenkirchen.de

Montag 08:00 - 12:00 Uhr
  14:00 - 18:00 Uhr
Dienstag 08:00 - 12:00 Uhr
Mittwoch 08:00 - 12:00 Uhr
Donnerstag 08:00 - 12:00 Uhr
  14:00 - 18:00 Uhr
Freitag 08:00 - 12:00 Uhr

  NORSINGEN
Tel.: 07633 3307  Fax: 07633 933707
E-Mail: norsingen@ehrenkirchen.de

Mittwoch 15:30 - 18:00 Uhr

Sprechstunden des Ortsvorstehers
Edmund Steinle
Mittwoch 17:00 - 18:00 Uhr

  OFFNADINGEN
Tel.: 07633 3270
E-Mail: offnadingen@ehrenkirchen.de

Sprechstunden des Ortsvorstehers 
Sebastian Fehr 
04.05.2017: 18.30 - 20.00 Uhr

  SCHERZINGEN
Tel.: 07664 60519
E-Mail: scherzingen@ehrenkirchen.de

Sprechstunden des Ortsvorstehers
Bernd Neubert
Nach Vereinbarung

  IMPRESSUM:
Herausgeber: Gemeinde Ehrenkirchen

Verantwortlich für den amtlichen und redaktionellen Teil:  
Bürgermeister Thomas Breig oder der/die von ihm Beauftragte/n

Verantwortlich für die Fraktionsmitteilungen:  
Die jeweilige Fraktion bzw.  
die/der Vorsitzende der jeweiligen Fraktion

Verantwortlich für die Kirchen- und Vereinsmitteilungen:  
Die jeweilige Kirche bzw. die/der Vorsitzende des jeweiligen Vereins. Für 
die Veröffentlichung von Vereins- und anderen Mitteilungen wird keine 
Gewähr übernommen.  

Für den Anzeigenteil/Druck und Verlag:  
Primo-Verlagsdruck, Anton Stähle e.K., Meßkircher Straße 45,  
78333 Stockach, Tel.: 07771/9317-11, Fax: 07771/9317-40,  
Email: anzeigen@primo-stockach.de, www.primo-stockach.de

NOT- UND BEREITSCHAFTSDIENSTE
GEMEINDEVERWALTUNG EHRENKIRCHEN

Die Dienstbereitschaft der Apotheken beginnt um 8:30 Uhr und endet um 8:30 Uhr am darauf folgenden Tag: 

Freitag, 28.4.2017
Bad-Apotheke Bad Krozingen, 
Bahnhofstraße 23 

Samstag, 29.4.2017
St. Trudpert-Apotheke 
Münstertal, Wasen 49 
Werder-Apotheke Müllheim, 
Werderstr. 57 

Sonntag, 30.4.2017
Stadt-Apotheke Staufen, 
Hauptstraße 15 
Rhein-Apotheke Neuenburg, 
Schlüsselstr. 4 

Montag, 1.5.2017 
Paracelsus-Apotheke 
Bad Krozingen, 
Freiburger Straße 20 

Dienstag, 2.5.2017
Kirchberg-Apotheke 
Kirchhofen, Jengerstraße 13 
Fridolin-Apotheke Neuenburg, 
Müllheimer Str. 23 

Mittwoch, 3.5.2017
Rebland-Apotheke 
Wolfenweiler, Basler Straße 24 
Hense’sche Aptheke 
Badenweiler, Luisenstr. 2 

Donnerstag, 4.5.2017
Zollmatten-Apotheke 
Heitersheim, Poststr. 22 

Freitag, 5.5.2017 
Batzenberg-Apotheke 
Schallstadt, Basler Straße 82 
Apotheke am Zöllinplatz 
Badenweiler, Zöllinplatz 4 

SOZIALE DIENSTE
Sozialstation Mittlerer Breisgau und 
Beratungsstelle für ältere Menschen und 
deren Angehörige 

Prälat-Stiefvater-Weg 3, 
79238 Ehrenkirchen 
Verwaltung, Tel.: 07633 9533-0, 
Fax.: 07633 953390
Geschäftsführende Pflegedienstleitung, 
Frau Meister, Tel.: 07633 953310 
Beratungsstelle, Frau Ostrowski, 
Tel.: 07633/953320
Vermittlung Hausnotruf, 
Tel.: 07633 9533-0
Vermittlung Essen auf Rädern und Mobiler 
Sozialdienst, Tel.: 07633 9533-0 
  
Altenpflegeheim Prälat-Stiefvater-Haus 

Prälat-Stiefvater-Weg 2, 
79238 Ehrenkirchen 
Einrichtungsleitung Andreas von Weber 
Pflegedienstleitung Gabriele Schreyer 
Tel.: 07633 93390, Fax.: 07633 9339599 

Stammtisch für pflegende Angehörige 

10.5.2017 und 14.6.2017, 19:00 Uhr 
Gasthaus Löwen, Ehrenstten   

Ihre Ansprechpartner   
Gabriele Neuhaus-Zoller, Tel.: 07633/6783 
Jutta Hantzsch, Tel.: 07633/ 981891 
   
Öffnungszeiten der Tafelläden,  
www.staufener-tafel.de   

Bad Krozingen, Bahnhofstr. 4 B 
Mo-Fr  15:00-16:00 Uhr 
Sa  11:00-12:00 Uhr 
Öffnungszeiten Kleiderkammer 
Mo-Fr  14:00-16:00 Uhr 
Sa  10:00-12:00 Uhr 
  
Breisach, Elsässer Allee 3 
Mo u. Do  15:00-16:00 Uhr 
  
Staufen, Kapuzinerhof 
Mi u Fr  15:00-15:30 Uhr  
 
Dorfhelferinnenstation

Einsatzleiterin: 
Frau Chr. Kübek, Tel.: 07633 925555 
  
Dorfhelferin: 
Frau Bender, Frau Hartmann, Frau Leber, 
Frau Frasch 

APOTHEKENBEREITSCHAFTSDIENSTE

An den Wochenenden und Feiertagen sowie 
zu den sprechstundenfreien Zeiten stehen 
niedergelassene Ärztinnen und Ärzte ihren 
Pantientinnen und Patienten für die Notfall-
versorgung zur Verfügung. Bitte wählen Sie 
für den ärztlichen Notdienst die Rufnummer

 116 117 

Über die Leitstelle wird Ihnen ein dienstha-
bender Arzt vermittelt, sofern der eigene 
Hausarzt oder behandelnde Facharzt nicht 
erreichbar ist.   

Akut lebensbedrohlicher Notfälle werden 
weiterhin vom Rettungsdienst versorgt, der 
wie gewohnt unter der Rufnummer 112  zu 
erreichen ist. 

  
Zahnärztlicher Notfalld.: 01803 22255540  

Tierärztlicher Notfalld.: 07631 36536   

Kinderärztlicher Notfalld.: 0180 6076111  

Augenärztlicher Notfalld.: 0180 6075311  

NOTFALLDIENST DER ÄRZTE
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Gemeinde Ehrenkirchen  
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald   

Satzung über den Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgungsanlage 

und die Versorgung der Grundstücke mit 
Wasser (Wasserversorgungssatzung WVS)

der Gemeinde Ehrenkirchen 
vom 25. April 2017   

Auf Grund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Ehrenkirchen am 25. April 2017 fol-
gende Satzung beschlossen: 

I. 
Allgemeine Bestimmungen 

  
§ 1 

Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung   

(1) Die Gemeinde betreibt die Wasserversorgung als eine öffent-
liche Einrichtung zur Lieferung von Trinkwasser. Art und Umfang 
der Wasserversorgungsanlagen bestimmt die Gemeinde. 
  
(2) Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz oder teilwei-
se durch Dritte vornehmen lassen. 
  
(3) Die Wasserversorgung erzielt keine Gewinne. 
  

§ 2 
Anschlussnehmer, Wasserabnehmer   

(1) Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, dem Erb-
bauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbaube-
rechtigte und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigte gleichstehen. 
  
(2) Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle 
sonstigen zur Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Be-
rechtigten sowie jeder, der der öffentlichen Wasserversorgung 
tatsächlich Wasser entnimmt. 
  

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht   

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden 
Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks 
an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit Trink-
wasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 

AMTLICHE
BEKANNTMACHUNGEN

Was ist Fairer 
Handel? 
Fairer Handel bedeutet 
aber noch sehr viel mehr 
als ein fairer Preis: 
Es gelten partnerschaftliche 
Prinzipien, wie zum Beispiel langfristige 
und möglichst direkte Handelsbe-
ziehungen. 

Forum Eine Welt Ehrenkirchen 

Danke   
Die SJS möchte sich 
auch in diesem Jahr 
ganz herzlich bei den 
Gästen, die sogar bei 
schlechtem und unlus-
tigen Wetter am Ostermontag bei uns auf der Insel waren, bedanken. 
Danken möchten wir auch Fam. Meier, den Inselbewohnern, der Feurwehr- 
und Winzerkapelle und dem Motorradclub sowie den vielen Kuchenspendern. 
Dank Ihnen konnten wir dieses Jahr 553,44 € an den Verein Kinderherzen ret-
ten in Freiburg überweisen. 

Danke, die SJS   

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf 
solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung er-
schlossen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht 
verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder 
eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 
  
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Ver-
sorgungsleitung kann abgelehnt werden, wenn die Wasserver-
sorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen der Gemeinde erheb-
liche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen er-
fordert. 
  
(4) Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 3 den An-
schluss und die Benutzung gestatten, sofern der Grundstücksei-
gentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusam-
menhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen 
Sicherheit zu leisten. 
  

§ 4 
Anschlusszwang   

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser ver-
braucht wird, sind verpflichtet, diese Grundstücke an die öffentli-
che Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an eine 
öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung 
grenzen oder ihren unmittelbaren Zugang zu einer solchen 
Straße durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. 
  
(2) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstücks-
eigentümer auf Antrag befreit, wenn der Anschluss ihm aus 
besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei 
der Gemeinde einzureichen. 
  

§ 5 
Benutzungszwang   

(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage angeschlossen sind, haben die Wasserabnehmer ihren 
gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken. Ausgenommen 
hiervon ist die Nutzung von Niederschlagswasser für Zwecke 
der Gartenbewässerung.   

(2) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabneh-
mer auf Antrag befreit, wenn die Benutzung ihm aus besonde-
ren Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 
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(3) Die Gemeinde räumt dem Wasserabnehmer darüber hinaus 
im Rahmen des ihr wirtschaftlich Zumutbaren auf Antrag die 
Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm gewünschten Ver-
brauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschränken. 
  
(4) Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe 
der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 
  
(5) Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde vor Errichtung einer 
Eigengewinnungsanlage Mitteilung zu machen. Er hat durch ge-
eignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigenanla-
ge keine Rückwirkungen in die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage möglich sind. 
  

§ 6 
Art der Versorgung   

(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
und den anerkannten Regeln der Technik für Trinkwasser ent-
sprechen. Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem 
Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung des üblichen 
Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. 
Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Was-
sers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmun-
gen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, falls 
dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des 
Wasserabnehmers möglichst zu berücksichtigen. 
  
(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffen-
heit und Druck des Wassers, die über die vorgenannten Ver-
pflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforder-
lichen Vorkehrungen zu treffen. 
  

§ 7 
Umfang der Versorgung, Unterrichtung 

bei Versorgungsunterbrechungen   

(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende 
der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht, 
 
1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öf-

fentlichen Wasserversorgung erforderlich oder sonst nach 
dieser Satzung vorbehalten sind,  

2. soweit und solange die Gemeinde an der Versorgung durch 
höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung 
ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

  
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die 
Gemeinde hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit un-
verzüglich zu beheben. 
  
(3) Die Gemeinde hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur 
für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung 
rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur 
Unterrichtung entfällt, wenn sie 
 
1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die 

Gemeinde dies nicht zu vertreten hat oder 
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechun-

gen verzögern würde.
  

§ 8 
Verwendung des Wassers, sparsamer Umgang   

(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Anschluss-
nehmers, seiner Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur 
Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur 
mit schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulässig. Diese muss 
erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht 
überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenste-
hen. 

(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit 
nicht in dieser Satzung oder aufgrund sonstiger gesetzlicher 
oder behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen 
sind. Die Gemeinde kann die Verwendung für bestimmte Zwe-
cke beschränken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemei-
nen Wasserversorgung erforderlich ist. 
  
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist 
bei der Gemeinde vor Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. 
Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehen-
den Zwecken. 
  
(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlö-
schen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnom-
men werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde 
mit Wasserzählern zu benutzen. 
  
(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschan-
schlüsse eingerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unter-
haltung und Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Ge-
meinde zu treffen. 
  
(6) Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sparsam 
umzugehen. Die Wasserabnehmer werden aufgefordert, wasser-
sparende Verfahren anzuwenden, soweit dies insbesondere we-
gen der benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den Wasser-
haushalt zumutbar und aus hygienischen Gründen vertretbar ist.   

§ 9 
Unterbrechung des Wasserbezugs   

(1) Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger als drei 
Monate einstellen, so hat er dies der Gemeinde mindestens zwei 
Wochen vor der Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der Was-
serverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche Mitteilung eingestellt, 
so haftet der Anschlussnehmer der Gemeinde für die Erfüllung 
sämtlicher sich aus der Satzung ergebenden Verpflichtungen. 
  
(2) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung sei-
nes Anschlusses verlangen, ohne damit das Benutzungsverhält-
nis aufzulösen. 

§ 10 
Einstellung der Versorgung   

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzu-
stellen, wenn der Wasserabnehmer den Bestimmungen dieser 
Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 
 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen 

oder Anlagen abzuwehren, 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflus-

sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu ver-
hindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wasserabneh-
mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Ge-
meinde oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

  
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nicht-
zahlung einer fälligen Abgabenschuld trotz Mahnung, ist die 
Gemeinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach An-
drohung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Wasserabnehmer 
darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aus-
sicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen Verpflichtungen 
nachkommt. Die Gemeinde kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Versorgung androhen.   

(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder auf-
zunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung entfallen sind 
und der Wasserabnehmer die Kosten der Einstellung und Wie-
deraufnahme der Versorgung ersetzt hat. 
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§ 11 
Grundstücksbenutzung   

(1) Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen Versorgung das 
Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör 
zur Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen Versor-
gungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, 
die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit der Wasserversorgung genutzt werden oder für die die Mög-
lichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 
Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den 
Anschlussnehmer mehr als notwendig oder in unzumutbarer 
Weise belasten würde. 
  
(2) Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig 
über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des 
Grundstücks zu benachrichtigen. 
  
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zu-
mutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tra-
gen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich der Versorgung des 
Grundstücks, so hat der Anschlussnehmer die Kosten zu tragen. 
  
(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstücks-
eigentümer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder 
sie auf Verlangen der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 
  
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind. 
    

§ 12 
Zutrittsrecht   

Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen 
Beauftragten der Gemeinde im Rahmen des § 44 Abs. 6 Wasser-
gesetz für Baden-Württemberg und des § 99 der Abgabenord-
nung den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 genann-
ten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte 
und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ablesung, 
zum Austausch der Messeinrichtungen (Wasserzähler) oder zur 
Ermittlung der Grundlagen für die Gebührenbemessung erfor-
derlich ist. 
  

II. 
Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers,  

Messeinrichtungen 

§ 13 
Anschlussantrag   

Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
jede Änderung des Hausanschlusses ist vom Anschlussnehmer 
unter Benutzung eines bei der Gemeinde erhältlichen Vordrucks 
für jedes Grundstück zu beantragen. Dem Antrag sind insbeson-
dere folgende Unterlagen beizufügen, soweit sich die erforder-
lichen Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst ergeben: 
 
1. ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten 

Anlage des Anschlussnehmers (Wasserverbrauchsanlage);
2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die 

Wasserverbrauchsanlage eingerichtet oder geändert wer-
den soll; 

3. eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (zum 
Beispiel von Gewerbebetrieben usw.), für die auf dem 
Grundstück Wasser verwendet werden soll, sowie die An-
gabe des geschätzten Wasserbedarfs; 

4. Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage; 
5. im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklärung zur 

Übernahme der mit dem Bau und Betrieb zusammenhän-
genden Mehrkosten.

§ 14 
Haus- und Grundstücksanschlüsse   

(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Vertei-
lungsnetzes mit der Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt 
an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschlüsse werden ausschließ-
lich von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geän-
dert, abgetrennt und beseitigt. 
  
(2) Hausanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender Re-
gelung im Eigentum der Gemeinde. Soweit sie in öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen verlaufen (Grundstücksanschlüsse), 
sind sie Teil der öffentlichen Wasserversorgungsanlage. 
  
(3) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren Ände-
rung werden nach Anhörung des Anschlussnehmers und unter 
Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde be-
stimmt. Die Gemeinde stellt die für den erstmaligen Anschluss 
eines Grundstücks notwendigen Hausanschlüsse bereit. Für 
neugebildete Grundstücke ist jeweils ein separater Anschluss 
(weiterer Anschluss) zu legen. 
  
(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des Anschlussnehmers weite-
re Anschlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüs-
se herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten auch Hausanschlüs-
se für Grundstücke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 37) 
neu gebildet werden. 
  
(5) Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung 
muss stets möglich sein; sie sind vor Beschädigung zu schützen. 
Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf 
keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Jede Beschädigung des Hausanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige 
Störungen sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen.     

§ 15 
Kostenerstattung   

(1) Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde zu erstatten:  

1. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung der notwendigen Hausan-
schlüsse. Dies gilt nicht für den Teil des Hausanschlusses 
(Grundstücksanschluss), der in öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen verläuft (§ 14 Abs. 2). 

2. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung der weiteren, vorläufigen und 
vorübergehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4). Zu diesen 
Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederher-
stellung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten be-
anspruchten Flächen.   

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Her-
stellung des Hausanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung 
der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
  
(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausan-
schlussleitung, so ist für die Teile der Anschlussleitung, die aus-
schließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, allein der 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden Grund-
stücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der Hausanschlussleitung 
mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die Eigentü-
mer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke als 
Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 
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§ 16 
Private Anschlussleitungen   

(1) Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst 
zu unterhalten, zu ändern und zu erneuern. Die insoweit anfal-
lenden Kosten sind vom Anschlussnehmer zu tragen. 
  
(2) Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an pri-
vaten Grundstücks-anschlüssen sind der Gemeinde/Stadt vom 
Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen. 
  

§ 17 
Anlage des Anschlussnehmers   

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 
und Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluss - mit 
Ausnahme der Messeinrichtungen der Gemeinde - ist der An-
schlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagen-
teile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlas-
sen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften die-
ser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Be-
stimmungen sowie nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. 
Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dür-
fen nur durch die Gemeinde oder ein von der Gemeinde zuge-
lassenes Installationsunternehmen erfolgen. Die Gemeinde ist 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 
  
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, 
können plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur 
Anlage des Anschlussnehmers gehören, unter Plombenver-
schluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist 
nach den Angaben der Gemeinde zu veranlassen. 
  
(4) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, 
dass Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder Rück-
wirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
    

§ 18 
Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers   

(1) Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die Anlage 
des Anschlussnehmers an das Verteilungsnetz an und setzen 
sie in Betrieb. 
  
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde über 
das Installationsunternehmen zu beantragen. 
  

§ 19 
Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers   

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Anschlussneh-
mers vor und nach ihrer Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie hat 
den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerk-
sam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 
  
(2) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden 
oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde 
berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; 
bei Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu verpflichtet. 
  
(3) Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung der 
Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz 
übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung Män-
gel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben darstel-
len. 

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen   

Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen 
an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den 
Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hin-
blick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes, notwendig ist. 
Diese Anforderungen dürfen den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik nicht widersprechen. 
Der Anschluss bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von 
der vorherigen Zustimmung der Gemeinde abhängig gemacht 
werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung gefährden 
würde. 
  

§ 21 
Messung   

(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge durch 
Messeinrichtungen (Wasserzähler) fest, die den eichrechtlichen 
Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrich-
tungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt 
oder geschätzt werden, wenn die Kosten der Messung nicht im 
Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs stehen. 
  
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine einwand-
freie Messung der verbrauchten Wassermenge gewährleistet 
ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort 
der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, 
Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der Messeinrich-
tungen Aufgabe der Gemeinde. Sie hat den Anschlussnehmer 
anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie 
ist verpflichtet, auf Verlangen des Anschlussnehmers die Mes-
seinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung 
einer einwandfreien Messung möglich ist; der Anschlussnehmer 
ist verpflichtet, die Kosten zu tragen. 
  
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen 
und die Beschädigung der Messeinrichtungen, soweit ihn dar-
an ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen 
und Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen vor Abwasser, 
Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 
  
(4) Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung 
ist dem Wasserabnehmer gestattet. Alle den Zwischenzähler 
betreffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde ist 
nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwischenzählers 
der Wasserzinsberechnung zugrunde zu legen. 
  

§ 22 
Nachprüfung von Messeinrichtungen   

(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der 
Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes 
verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prüfung 
nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragstellung zu 
benachrichtigen. 
  
(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zur Last, falls 
die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen über-
schreitet, sonst dem Wasserabnehmer.   
  

§ 23 
Ablesung   

(1) Die Messeinrichtungen werden vom Beauftragten der Ge-
meinde abgelesen. Der Anschlussnehmer hat dafür Sorge zu 
tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 
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(2) Abweichend von Abs. 1 hat sind die Messeinrichtungen nach 
Aufforderung der Gemeinde allgemein oder im Einzelfall vom An-
schlussnehmer selbst abzulesen. Die Ableseergebnisse sind in 
den von der Gemeinde hierfür übermittelten Vordruck einzutra-
gen. Der ausgefüllte Vordruck ist an die Gemeinde zurückzusen-
den. Soweit die Gemeinde auch eine Onlineerfassungsmöglich-
keit etabliert hat, können die Ableseergebnisse der Gemeinde 
wahlweise auch auf diesem Wege übermittelt werden. 
  
(3) Solange der Beauftragte der Gemeinde im Falle des Abs. 1 
die Räume des Anschlussnehmers nicht zum Ablesen betreten 
kann, darf die Gemeinde den Verbrauch auf der Grundlage der 
letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. § 12 bleibt unberührt. Satz 1 
und 2 gelten entsprechend, wenn im Falle des Abs. 2 der ausge-
füllte Vordruck nicht innerhalb der von der Gemeinde gesetzten 
angemessenen Frist bei dieser eingeht und auch keine fristge-
rechte Übermittlung des Ableseergebnisses im Wege der On-
lineerfassung erfolgt. 
  

§ 24 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze   

(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Anschlussnehmer 
auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstücksgren-
ze einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn  

1. das Grundstück unbebaut ist oder
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen er-

folgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter beson-
deren Erschwernissen verlegt werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzäh-
lers vorhanden ist.  

(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in 
ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 
  
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen 
auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle 
für ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beein-
trächtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 
  

III. 
Wasserversorgungsbeitrag   

§ 25 
Erhebungsgrundsatz   

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für 
die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag. 
    

§ 26 
Gegenstand der Beitragspflicht   

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bau-
liche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 
  
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungs-
anlagen tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Bei-
tragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 
1 nicht erfüllt sind. 
    

§ 27 
Beitragsschuldner   

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentümer des 
Grundstücks ist. 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bei-
tragspflichtig. 
  
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teilei-
gentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist 
die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 
  
(4) Der Beitrag nach Abs. 1 ruht als öffentliche Last auf dem 
Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf dem Erbbaurecht, 
im Falle des Abs. 2 Satz 2, 2. Hs auf dem Wohnungs- oder dem 
Teileigentum.     

§ 28 
Beitragsmaßstab   

Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die Nutzungsflä-
che. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksflä-
che (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); das Ergebnis wird 
auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 
auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden.   
  

§ 29 
Grundstücksfläche   

(1) Als Grundstücksfläche gilt:  

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Festset-
zung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu 
einer Tiefe von 40 Meter von der der Erschließungsanlage 
zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder 
sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grund-
stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, 
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemä-
ßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, blei-
ben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberück-
sichtigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen 
oder gärtnerisch genutzte Flächen.   

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
bleiben unberührt.     

§ 30 
Nutzungsfaktor   

(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksflä-
che (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzel-
nen beträgt:  

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00.   

(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 
eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die Be-
bauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungs-
faktor von 0,5 zugrundegelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbe-
darfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grundstücksflächen 
aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem un-
tergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. 
überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, 
Kleingartenanlagen). Die §§ 31 bis 34 finden keine Anwendung. 
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§ 31 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 

ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt   

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchst-
zulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere 
Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung 
(LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl 
zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
  

§ 32 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 

ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt   

(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumas-
senzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgen-
de volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der 
Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  

§ 33 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt   

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumas-
senzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt 
der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch  

1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 
(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2. 4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), In-
dustriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) fest-
gesetzten Gebiete;   

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumas-
senzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Ge-
stalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, 
traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch  

1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 
(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), In-
dustriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) fest-
gesetzten Gebiete;

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan fest-
gesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß 
Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
  
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als 
auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist 
die Firsthöhe gemäß Abs. 1 und 3 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen. 
  

§ 34 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 31 bis 33 bestehen   

(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten 
Gebieten, für die der Bebauungsplan keine Festsetzungen nach 
den §§ 31 bis 33 enthält, ist maßgebend: 
 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Geschosse, 
2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl 

der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Geschosse. 

  
(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maß-
gebend: 
 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vor-

handenen Geschosse; 
2. bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben ge-

nehmigt ist, die Zahl der genehmigten Geschosse. 
  
(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im 
Entstehungszeitpunkt (§ 37) geltenden Fassung. Sind auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschos-
se maßgebend. 
  
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i. 
S. der LBO, gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks 
geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals 
geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 maßge-
bende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl ge-
rundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  

§ 35 
Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht   

(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine 
Beitragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke 
beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträ-
ge erhoben, 
 
1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige 

Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse über-
schritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen allge-
mein zugelassen wird; 

2. soweit in den Fällen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine höhere 
Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird; 

3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt 
wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für 
die eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet 
werden.
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(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen 
gem. § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 
KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere Bei-
tragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenab-
grenzung entfallen. 

§ 36 
Beitragssatz   

Der Wasserversor gungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m2) 
Nutzungsfläche (§ 28) 4,25 €.   

§ 37 
Entstehung der Beitragsschuld   

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 
1. in den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an 

die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
werden kann; 

2. in den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühes-
tens jedoch mit dessen Genehmigung; 

3. in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung 
der Baugenehmigung bzw. dem In-Kraft-Treten des Bebau-
ungsplans oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 und 3 BauGB; 

4. in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung 
des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist. 

5. In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist; 

6. In den Fällen des § 35 Abs. 2 mit dem Wegfall der Voraus-
setzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 29 Abs. 
1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbe-
sondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder 
einer Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebau-
ung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen An-
schlusses von abgegrenzten Teilflächen, jedoch frühestens 
mit der Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 49 Abs. 3.

  
(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 1.4.1964 an die öffent-
liche Wasserversorgungsanlagen hätten angeschlossen werden 
können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht 
die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens 
mit dessen Genehmigung. 
  
(3) Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über bestehende Haus-
anschlüsse) stehen dem unmittelbaren Anschluss an öffentliche 
Wasserversorgungsanlagen gleich. 
  

§ 38 
Fälligkeit   

Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheids fällig. 
  

§ 39 
Ablösung   

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht 
entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung des 
Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren. 
  
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung er-
folgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
  
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
  
IV. Benutzungsgebühren 
  

§ 40 
Erhebungsgrundsatz   

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Was-
serversorgungsanlagen Grund- und Verbrauchsgebühren. 

§ 41 
Gebührenschuldner   

(1) Schuldner der Benutzungsgebühren ist der Anschlussneh-
mer. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebüh-
renpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalender-
monats auf den neuen Gebührenschuldner über. 
  
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
    

§ 42 
Grundgebühr   

(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße er-
hoben (Zählergebühr). Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer 
Nenngröße von:  
  

Maximaldurchfluss 
(Qmax) m3/h (DN)

3 und 5 10 30 50 80 100

Nenndurchfluss (Qn) 
m3/h

1,5 und 
2,5

6 10 15 40 60

€/Monat 1,10 € 1,00 € 1,60 € 2,60 € 20,60 € 27,40 €
 
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasserzäh-
lern entfällt die Grundgebühr. Für den Einbau und Ausbau des 
Bauwasserzählers wird ein pauschaler Kostenersatz in Höhe von 
30,00 € erhoben.  
  
(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in 
dem der Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig aus-
gebaut wird, je als voller Monat gerechnet.   
  
(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen 
im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, 
nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen länger als 
einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühr berechnet. 
  

§ 43 
Verbrauchsgebühren   

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wasser-
menge (§ 44) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Ku-
bikmeter 1,65 Euro.   

(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher 
Wasserzähler verwendet, beträgt die Verbrauchsgebühr pro Ku-
bikmeter 1,65 Euro.   

(3) Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Münzwas-
serzähler festgestellt, beträgt die Gebühr (einschließlich Grund-
gebühr gem. § 42 und Umsatzsteuer gem. § 53) pro Kubikmeter 
3,00 Euro. 
  

§ 44 
Gemessene Wassermenge   

(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als 
Gebührenbemessungsgrundlage, wenn sie ungenutzt (etwa 
durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder Rohr-
brüche hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist. 
  
(2) Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der Wasserzähler 
über die nach der Eichordnung zulässigen Verkehrsfehlergren-
zen hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, 
so schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch gemäß § 162 
Abgabenordnung. 
  

§ 45 
Verbrauchsgebühr bei Bauten   

(1) Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete 
Wasser nicht durch einen Wasserzähler festgestellt, wird eine 
pauschale Verbrauchsgebühr erhoben. 
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(2) Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender pauscha-
ler Wasserverbrauch:  

1. Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebäuden 
werden je 100 m³ umbautem Raum 10 m³ als pauschaler 
Wasserverbrauch zugrundegelegt; Gebäude mit weniger 
als 100 m³ umbautem Raum bleiben gebührenfrei. Bei Fer-
tigbauweise werden der Ermittlung des umbauten Raumes 
nur die Keller- und Untergeschosse zugrunde gelegt. 

2. Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fallen, 
werden je angefangene 10 m³ Beton- oder Mauerwerk 4 m³ 
als pauschaler Wasserverbrauch zugrundegelegt; Bauwer-
ke mit weniger als 10 m³ Beton- oder Mauerwerk bleiben 
gebührenfrei.   

§ 46 
Entstehung der Gebührenschuld   

(1) In den Fällen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht die Gebühren-
schuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Ver-
anlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf 
des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebührenschuld mit 
Ende des Benutzungsverhältnisses. 
  
(2) In den Fällen des § 41 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Anschlussnehmer mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Kalendermonats, für den neuen An-
schlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
  
(3) In den Fällen des § 43 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld 
mit der Beendigung der Baumaßnahme, spätestens mit Einbau 
einer Messeinrichtung nach § 21. 
  
(4) In den Fällen des § 45 entsteht die Gebührenschuld mit Be-
ginn der Bauarbeiten. 
  
(5) In den Fällen des § 43 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld 
mit der Wasserentnahme. 
  
(6) Die Gebührenschuld gem. §§ 42 und 43 ruht auf dem Grund-
stück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 
i.V.m. § 27 KAG).   

§ 47 
Vorauszahlungen   

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, 
sind vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die 
Vorauszahlungen entstehen zum Beginn eines jeden Kalender-
vierteljahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veran-
lagungszeitraums, entsteht die Vorauszahlung mit Beginn des 
folgenden Kalendervierteljahres.   

(2) Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des Jahreswasserver-
brauchs des Vorjahres und der Grundgebühr (§ 42) zugrunde 
gelegt. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht werden die 
Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grundgebühr, des Ver-
brauchsgebührensatzes und des geschätzten Jahreswasserver-
brauchs des laufenden Jahres ermittelt.   

(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszah-
lungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum an-
gerechnet.   

(4) In den Fällen des § 43 Abs. 2 und 3 sowie des § 45 entfällt die 
Pflicht zur Vorauszahlung. 

§ 48 
Fälligkeit   

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 47) geleistet worden, gilt dies nur, soweit 
die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen über-
steigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Voraus-

zahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 
  
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 47 werden mit Ende des je-
weiligen Kalendervierteljahres (31. März, 30. Juni, 30. Septem-
ber, 31. Dezember) zur Zahlung fällig. 
  
(3) In den Fällen des § 43 Abs. 3 wird die Gebührenschuld mit 
der Wasserentnahme fällig. 
  

V. 
Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung   

§ 49 
Anzeigepflichten   

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen  

1. der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossenen Grundstücks; ent-
sprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie beim Wohnungs- 
und Teileigentum;

2. Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlage so-
wie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, 
soweit sich dadurch die Größen für die Gebührenbemes-
sung ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesent-
lich erhöht. 

  
(2) Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Er-
werber, nach Abs. 1 Nr. 2 der Anschlussnehmer.   
  
(3) Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Gemein-
de mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für Teilflächenab-
grenzungen gem. § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 
1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflä-
chen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich an die 
öffentliche Wasserversorgung angeschlossen oder auf ihnen ge-
nehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. 
  
(4) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet 
im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bisherige Gebührenschuldner für 
die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang 
der Anzeige bei der Gemeinde entfallen. 
  

§ 50 
Ordnungswidrigkeiten   

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche Was-
serversorgung anschließt, 

2. entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öf-
fentlichen Wasserversorgung entnimmt, 

3. entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zu-
stimmung der Gemeinde weiterleitet, 

4. entgegen § 14 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlus-
ses nicht unverzüglich der Gemeinde mitteilt, 

5. entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vor-
schriften der Satzung, anderer gesetzlicher oder behördli-
cher Bestimmungen sowie der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, ändert oder unterhält,

6. entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauchseinrichtun-
gen so betreibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde 
bzw. Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers eintreten.   

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten 
nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 49 Abs. 1 bis 3 dieser Satzung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt. 



11FREITAG, 28. APRIL 2017

§ 51 
Haftung bei Versorgungsstörungen   

(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungs-
verhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 
 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesund-

heit des Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden 
von der Gemeinde oder einem ihrer Bediensteten oder ei-
nem Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrläs-
sig verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Scha-
den weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit 
der Gemeinde oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser we-
der durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs der Gemeinde verursacht 
worden ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsge-
hilfen anzuwenden. 

  
(2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern an-
zuwenden, die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsun-
ternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Ge-
meinde ist verpflichtet, den Wasserabnehmern auf Verlangen 
über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Un-
ternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft 
zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer 
Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltend-
machung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
  
(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro. 
  
(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser 
an einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), und erleidet dieser 
durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die 
Gemeinde dem Dritten gegenüber in demselben Umfang wie 
dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 
  
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglich-
keiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaubter Handlung 
keine weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, 
als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Gemeinde 
weist den Anschlussnehmer darauf bei Begründung des Benut-
zungsverhältnisses besonders hin. 
  
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Ge-
meinde oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Un-
ternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das geliefer-
te Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung 
auch dem Dritten aufzuerlegen. 
  

§ 52 
Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern  

(1) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schä-
den, die insbesondere infolge einer unsachgemäßen Benutzung 
oder den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden Be-
nutzung oder Bedienung der Anlagen zur Wasserversorgung 
entstehen. Der Anschlussnehmer haftet für Schäden, die auf den 
mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 17) zurückzuführen sind. 
  
(2) Der Haftende hat die Gemeinde von Ersatzansprüchen Drit-
ter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht 
werden. Sind Ansprüche auf Mängel an mehreren Verbrauchs-
anlagen zurückzuführen, so haften die Wasserabnehmer als Ge-
samtschuldner. 

VI. 
Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

  
§ 53 

Umsatzsteuer   

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten 
Abgaben, Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) 
zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgel-
ten noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatz-
steuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
  

§ 54 
Inkrafttreten   

(1) Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen Satzungs-
recht bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen fort, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabenschuld gegolten haben. 
  
(2) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserversorgungssat-
zung vom 3. Dezember 1997 mit allen späteren Änderungen 
außer Kraft. 
    
Ehrenkirchen, den 25. April 2017 
  

Breig 
Bürgermeister 
  
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder 
aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Sat-
zung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeich-
nen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit 
der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind.   

 

Gemeinde Ehrenkirchen  
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
  

Satzung 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung   
(Abwassersatzung - AbwS) der Gemeinde 

Ehrenkirchen vom 25. April 2017   
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-
Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Ehrenkirchen am 25. April 
2017 folgende Satzung beschlossen:  
  

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

  

§ 1 

Öffentliche Einrichtung   

(1) Die Gemeinde Ehrenkirchen betreibt die Beseitigung des 
in ihrem Gebiet angefallenen Abwassers als eine öffentliche 
Einrichtung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das 
Abwasser über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird. 



12 FREITAG, 28. APRIL 2017

(2) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teil-
weise durch Dritte vornehmen lassen. 
  
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Ände-
rung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht. 
  

§ 2 

Begriffsbestimmungen   

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-
schaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nieder-
schlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flä-
chen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). 
Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behan-
deln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und ge-
sammelten Flüssigkeiten.   

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Ge-
meindegebiet anfallende Abwasser zu sammeln, den Abwas-
serbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, 
Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch 
die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, Regen-
rückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Reten-
tionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Kläranlagen und Versi-
ckerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u. a. 
Mulden- und Rigolen-Systeme, Sickermulden/-teiche/-schäch-
te), soweit sie nicht Teil der Grundstücksentwässerungsanlage 
sind sowie offene und geschlossene Gräben, soweit sie von der 
Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt wer-
den. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch für die 
Abwasserbeseitigung hergestellte künstliche Gewässer nach § 
17 Abs. 1 Nr. 1 KAG sowie der Teil der Hausanschlussleitung, 
der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen ver-
läuft (Grundstücksanschluss).   

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, 
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des 
Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu 
gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fun-
damentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grund-
stücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschächte sowie 
Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und Versi-
ckerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser, so-
weit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden.   

(4) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßi-
ge Ableitungen in den öffentlichen Kanal. Drosseleinrichtungen 
dienen der gleichmäßigen und reduzierten (gedrosselten) Ab-
leitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so aus-
zulegen, dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen (z. B. 
Starkregen) erfolgt. 
  

II. 

Anschluss und Benutzung 

  

§ 3 

Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss 

 und zur Benutzung   

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser an-
fällt, sind nach näherer Bestimmung dieser Satzung berechtigt 
und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen Abwas-
seranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallende Abwasser der Gemeinde im 
Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu überlassen. Der Erb-
bauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers.   

(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft 
auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Woh-
nung berechtigten Personen. 

(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie 
bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig herge-
stellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach Errich-
tung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstück 
innerhalb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstel-
lung anzuschließen. 
  
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der An-
schluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, des 
Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls ge-
boten ist. 
  

§ 4 

Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss   

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öf-
fentliche Abwasseranlage technisch unzweckmäßig oder die Ab-
leitung des Abwassers über diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Gemeinde verlangen 
oder gestatten, dass das Grundstück an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen wird. 
  
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseran-
lage noch nicht hergestellt, kann die Gemeinde den vorläufigen 
Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseranlage gestatten 
oder verlangen. 
  

§ 5 

Befreiungen   

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die 
öffentliche Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benut-
zung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG 
der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und 
solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung 
wegen seines die öffentlichen Belange überwiegenden privaten 
Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zu-
gemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. 

§ 6 

Allgemeine Ausschlüsse   

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche 
Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der Klärwer-
ke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlamm-
beseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die 
öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit 
oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefährden kön-
nen, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden 
Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für 
Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe. 
  
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand -, die zu Ablagerun-

gen oder Verstopfungen in den öffentlichen Abwasseranla-
gen führen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, 
Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textili-
en, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, 
Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und he-
fehaltige Rückstände); 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe 
(zum Beispiel Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle und Fet-
te, Öl/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, 
Blut aus Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete 
oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimittel; 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft 
und Molke; 

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Bei-
spiel milchsaure Konzentrate, Krautwasser); 
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5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder 
Dämpfe verbreiten kann; 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht 
entspricht; 

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über 
den Richtwerten des Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 
115-2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche 
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. 
V. - DWA -, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

  
(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach Absatz 2 
einzuhaltenden Anforderungen hinausgehende Anforderungen 
stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Abwasseran-
lagen erforderlich ist. 
  
(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Be-
stimmungen der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im 
Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antrag-
steller eventuell entstehende Mehrkosten übernimmt. 
  

§ 7 

Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung   

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der öffentli-
chen Abwasserbeseitigung ausschließen, 
 
1. dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick 

auf den Anfallort oder wegen der Art oder Menge des Ab-
wassers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen 
würde;

2. das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwasser-
technik nicht mit häuslichen Abwässern gesammelt, fortge-
leitet oder behandelt werden kann. 

  
(2) Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss 
und die Benutzung gestatten, wenn der Grundstückseigentümer 
die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen 
entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen ange-
messene Sicherheit leistet. 
  
(3) Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von der Be-
seitigung aus, bedarf dies der Zustimmung der Wasserbehörde 
(§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).   
  

§ 8 

Einleitungsbeschränkungen   

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser 
von einer Vorbehandlung oder Speicherung abhängig machen, 
wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen oder 
auf sonstige öffentliche Belange erfordert. 
  
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranla-
gen, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen sind, 
nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden. 
  
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht 
nicht unterliegt, und von sonstigem Wasser bedarf der schriftli-
chen Genehmigung der Gemeinde.   
  

§ 9 

Eigenkontrolle   

(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Kosten des Ver-
pflichteten (nach § 3 Absätze 1 und 2) Vorrichtungen zur Mes-
sung und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit 
der Abwässer sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht in die 
Grundstücks entwässerungsanlage eingebaut oder an sonst ge-
eigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, betrieben und 
in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden. 

(2) Die Gemeinde kann auch verlangen, dass eine Person be-
stimmt wird, die für die Bedienung der Anlage und für die Füh-
rung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebsta-
gebuch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewah-
ren und der Gemeinde auf Verlangen vorzulegen. 
    

§ 10 

Abwasseruntersuchungen   

(1) Die Gemeinde kann beim Verpflichteten Abwasseruntersu-
chungen vornehmen. Sie bestimmt, in welchen Abständen die 
Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind 
und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 21 Abs. 2 
entsprechend. 
  
(2) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel fest-
gestellt werden, hat der Verpflichtete diese unverzüglich zu be-
seitigen.   
  

§ 11 

Grundstücksbenutzung   

Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die 
Gemeinde verpflichtet werden, für Zwecke der öffentlichen Ab-
wasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zu-
behör zur Ab- und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstü-
cke zu dulden. Die Grundstückseigentümer haben insbesondere 
den Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu 
ihren Grundstücken zu dulden. 
  

III. 

Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen 

  

§ 12 

Grundstücksanschlüsse   

(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich 
von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, 
abgetrennt und beseitigt. 
  
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung werden nach Anhörung des Grundstückseigentümers 
und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Ge-
meinde bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den erstmaligen 
Anschluss eines Grundstücks notwendigen Grundstücksan-
schlüsse bereit; diese Kosten sind durch den Abwasserbeitrag 
(§ 33) abgegolten. Für Grundstücke, die nach Entstehen der 
Beitragspflicht gebildet werden, ist jeweils ein separater Haus-
anschluss (weiterer Anschluss) zu legen. Die Gemeinde kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen zulassen. 
  
(3) Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen wird, erhält einen Grundstücksan-
schluss; werden Grundstücke im Trennverfahren entwässert, 
gelten die beiden Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Die 
Gemeinde kann mehr als einen Grundstücksanschluss herstel-
len, soweit sie es für technisch notwendig hält. In besonders be-
gründeten Fällen (zum Beispiel Sammelgaragen, Reihenhäuser) 
kann die Gemeinde den Anschluss mehrerer Grundstücke über 
einen gemeinsamen Grundstücksanschluss vorschreiben oder 
auf Antrag zulassen.   
  

§ 13 

Sonstige Anschlüsse   

(1) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grundstückseigentümers 
weitere Grundstücksanschlüsse sowie vorläufige oder vorüber-
gehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Grundstücksan-
schlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstücke, die nach Ent-
stehen der Beitragsschuld (§ 34) neu gebildet werden. 
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(2) Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung der in Absatz 1 genannten Grund-
stücksanschlüsse hat der Grundstückseigentümer der Gemein-
de zu erstatten. 
  
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Her-
stellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der Be-
endigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
  

§ 14 

Private Grundstücksanschlüsse   

(1) Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigen-
tümer auf eigene Kosten zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern 
und zu beseitigen. 
  
(2) Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der Gemein-
de, und verzichtet der Grundstückseigentümer schriftlich auf 
seine Rechte an der Leitung, so ist der Grundstücksanschluss 
auf sein Verlangen von der Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt 
nicht für Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB). 
  
(3) Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseiti-
gungsarbeiten an privaten Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) 
sind der Gemeinde vom Grundstückseigentümer mindestens 14 
Tage vorher anzuzeigen. 
  

§ 15 

Genehmigungen   

(1) Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde bedürfen 
 
1. die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 

deren Anschluss sowie deren Änderung; 
2. die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie die 

Änderung der Benutzung. Bei vorübergehenden oder vor-
läufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich 
oder befristet ausgesprochen. 

  
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare An-
schluss (z. B. über bestehende Grundstücksentwässerungsan-
lagen) gleich. 
  
(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und 
Menge der anfallenden Abwässer, die vorgesehene Behandlung 
der Abwässer und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. 
Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 
  
-  Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher 

auf dem Grundstück bestehender Gebäude, der Straße, der 
Schmutz- und Regenwasser anschlussleitungen, der vor dem 
Grundstück liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhande-
nen weiteren Entwässerungsanlagen, Brunnen, Gruben, usw.; 

-  Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der ein-
zelnen anzu schließenden Gebäude im Maßstab 1:100, mit 
Einzeichnung der anzuschließenden Entwässerungsteile, der 
Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen unter Anga-
be des Materials, der lichten Weite und der Absperrschieber 
oder Rückstauverschlüsse;   

-  Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im Maß-
stab 1:100 in der Richtung der Hauptleitungen (mit Angabe 
der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und 
der Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungsan-
lage und des Straßenkanals, bezogen auf Normalnull). 

  
Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Höhen-
lage des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Höhen-
festpunkte) sind bei der Gemeinde einzuholen. Dort sind auch 
Formulare für die Entwässerungsanträge erhältlich. 

§ 16 

Regeln der Technik   

Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und 
zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den 
Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Ein-
leitungsstandards, die die oberste Wasserbehörde durch öffent-
liche Bekanntmachung einführt. Von den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anfor-
derungen auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird. 
  

§ 17 

Herstellung, Änderung und Unterhaltung 

der Grundstücksentwässerungsanlagen   

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grund-
stückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu unterhalten, 
zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu reinigen. 
  
(2) Die Gemeinde kann, zusammen mit dem Grundstücksan-
schluss, einen Teil der Grundstücksentwässerungsanlage, vom 
Grundstücksanschluss bis einschließlich des Prüfschachts, her-
stellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 
  
(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm 
Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr 
(Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an die öffentli-
che Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich und bis 
auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein. 
  
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage - auch vorü-
bergehend - außer Betrieb gesetzt, so kann die Gemeinde den 
Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. Die Kosten 
trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 
Die Gemeinde kann die in Satz 1 genannten Maßnahmen auf 
den Grundstückseigentümer übertragen. 
  

§ 18 

Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte   

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie 
Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Abwas-
ser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung die-
ser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden 
Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten und 
zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehörenden Schlamm-
fängen sind vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen Zeitab-
ständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu 
reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er der Gemeinde gegenüber 
schadensersatzpflichtig. Für die Beseitigung/Verwertung der anfal-
lenden Stoffe gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
  
(2) Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall 
den Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanlage verlangen, 
wenn dies für die Ableitung des Abwassers notwendig ist; das-
selbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an Abwasser-
druckleitungen angeschlossen werden. § 16 bleibt unberührt. 
  
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und 
dergleichen sowie Handtuchspender mit Spülvorrichtung dür-
fen nicht an Grundstücksentwässerungsanlagen angeschlossen 
werden. 

§ 19 

Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen   

Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind 
unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück 
über eine Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage an-
geschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grund-
stückseigentümer selbst. 
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§ 20 

Sicherung gegen Rückstau   

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, insbesondere Toiletten mit Wasserspülung, Bo-
denabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die 
Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksent-
wässerung (Rück stau ebene) liegen, müssen vom Grundstücks-
eigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau gesichert werden. 
Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer für rückstaufreien 
Abfluss des Abwassers zu sorgen.   

§ 21 

Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungs- 

anlagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster   

(1) Vor der Abnahme durch die Gemeinde darf die Grundstücks-
entwässerungsanlage nicht in Betrieb genommen werden. Die 
Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausführen-
den Unternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die vor-
schriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
  
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungs-
anlagen zu prüfen. Die Grundstückseigentümer und Besitzer (nach 
§ 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen zu dulden und 
dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwassers 
notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und 
die sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Von der Gemeinde 
beauftragte Personen dürfen Grundstücke zur Überwachung der 
Einhaltung der satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung 
danach auferlegter Verpflichtungen betreten. 
  
(3) Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen Mängel festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen. 
  
(4) Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der 
Eigenkontrollverordnung des Landes verpflichtet, Betriebe, von 
deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein er-
heblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanla-
ge, deren Wirksamkeit, Betrieb oder- Unterhaltung oder auf das 
Gewässer zu erwarten ist, in einem so genannten Indirekteinlei-
terkataster zu erfassen. Dieses wird bei der Gemeinde geführt 
und wird auf Verlangen der Wasserbehörde übermittelt. Die Ver-
antwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Gemeinde, 
auf deren Anforderung hin, die für die Erstellung des Indirektein-
leiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen.  Dabei han-
delt es sich um folgende Angaben: Namen des Betriebs und der 
Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingeleitete 
Abwassermenge, Art der Abwasservorbehandlungsanlage so-
wie der wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Die Gemeinde wird 
dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 

IV. 

Abwasserbeitrag   

§ 22 
Erhebungsgrundsatz   

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für 
die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffentlichen 
Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag.   

§ 23 
Gegenstand der Beitragspflicht   

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bau-
liche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht er-
füllt sind.   
  

§ 24 
Beitragsschuldner   

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitrags Eigentümer des Grundstücks ist. 
  
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bei-
tragspflichtig. 
  
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teilei-
gentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist 
die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 
  

§ 25 
Beitragsmaßstab   

(1) Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. 
Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche 
(§ 26) mit einem Nutzungsfaktor (§ 27); das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastel-
len, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden.   
  

§ 26 
Grundstücksfläche  

(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die 

Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Festset-
zung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu 
einer Tiefe von 40 Meter von der der Erschließungsanlage 
zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder 
sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grund-
stückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, 
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemä-
ßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, blei-
ben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberück-
sichtigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen 
oder gärtnerisch genutzte Flächen. 

  
(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
bleiben unberührt. 

§ 27 
Nutzungsfaktor   

(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksflä-
che (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzel-
nen beträgt: 
 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  1,25 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  1,50 
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit  1,75 
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit  2,00.
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(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die 
nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen 
die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nut-
zungsfaktor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemein-
bedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grundstücksflä-
chen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen 
bzw. überdeckt sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, 
Kleingartenanlagen). Die §§ 28 bis 31 finden keine Anwendung. 
  

§ 28 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 

ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt   

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchst-
zulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere 
Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der Landesbauordnung 
(LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl 
zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
  

§ 29 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 

ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt   

(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumas-
senzahl geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgen-
de volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der 
Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

§ 30 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt   

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumas-
senzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt 
der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Ge-
schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 
 
1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), In-
dustriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) fest-
gesetzten Gebiete.

   
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumas-
senzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Ge-
stalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, 
traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Ge-

schosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 
 
1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und be-
sondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), In-
dustriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) fest-
gesetzten Gebiete. 

  
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
  
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan fest-
gesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß 
Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 
  
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 
oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als 
auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist 
die Firsthöhe gemäß Abs. 1 und 3 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen.   
  

§ 31 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 28 bis 30 bestehen   

(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten 
Gebieten, für die der Bebauungsplan keine Festsetzungen nach 
den §§ 28 bis 30 enthält, ist maßgebend: 
 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Geschosse,
2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl 

der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Geschosse. 

  
(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maß-
gebend: 
 
1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Geschosse; 
2. bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben ge-

nehmigt ist, die Zahl der genehmigten Geschosse. 
  
(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im 
Entstehungszeitpunkt (§ 34) geltenden Fassung. Sind auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschos-
se maßgebend. 
  
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i. 
S. der LBO, gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks 
geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals 
geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 maßge-
bende Geschosszahl. Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl ge-
rundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  

§ 32 
Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht   

(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine 
Beitragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke 
beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträ-
ge erhoben, 
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1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige 
Geschossflächenzahl oder Geschossfläche bzw. genehmig-
te höhere Geschossfläche überschritten oder eine größere 
Geschossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein zuge-
lassen wird;  

2. soweit in den Fällen des § 31 eine höhere Zahl der Vollge-
schosse zugelassen wird; 

3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt 
wird, für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für 
die eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet 
werden. 

  
(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen 
gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 
KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere Bei-
tragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenab-
grenzung entfallen.   

§ 33 
Beitragssatz   

(1) Der Abwasserbeitrag beträgt pro Quadratmeter (m2) Nut-
zungsfläche (§ 25) 5,40 €.   

§ 34 
Entstehung der Beitragsschuld   

(1) Die Beitragsschuld entsteht:  

1. in den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück an die 
Teileinrichtung angeschlossen werden kann; 

2. in den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens 
jedoch mit dessen Genehmigung; 

3. in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung 
der Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 und 3 BauGB; 

4. in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung 
des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist; 

5. in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neu gebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist; 

6. in den Fällen des § 32 Abs. 2 mit dem Wegfall der Voraus-
setzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 
1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbe-
sondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder 
einer Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebau-
ung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen An-
schlusses von abgegrenzten Teilflächen, jedoch frühestens 
mit der Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 46 Abs. 5;  

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 1.4.1964 an die öffent-
liche Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden können, 
jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Bei-
tragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens mit 
dessen Genehmigung. 
  
(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend. 
  

§ 35 
Fälligkeit   

Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Abgabebescheids fällig. 

§ 36 
Ablösung   

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht 
entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung des Ab-
wasserbeitrags vereinbaren.   

(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung er-
folgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

V. 

Abwassergebühren   

§ 37 
Erhebungsgrundsatz   

(1) Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Ab-
wasseranlagen getrennte Abwassergebühren für das auf den 
Grundstücken anfallende Schmutzwasser (Schmutzwasser-
gebühr) und für das auf den Grundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser (Niederschlagswassergebühr). 
  
(2) Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers gemäß § 40 
Abs. 2 und § 40 a Abs. 2 wird eine Zählergebühr nach § 42 a 
erhoben.     

§ 38 
Gebührenmaßstab   

(1) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach der Schmutz-
wassermenge, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstück anfällt (§ 40). 
  
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die 
Schmutzwassergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- 
bzw. Wassermenge. 
  
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den be-
bauten und befestigten (versiegelten) Flächen der an die öffent-
liche Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücke (ab-
gerundet auf volle m2), von denen das Niederschlagswasser den 
öffentlichen Abwasseranlagen über eine Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder in sonstiger Weise zugeführt wird (§ 41). 
  

§ 39 
Gebührenschuldner   

(1) Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 38 Abs. 1 und 
2, der Niederschlagswassergebühr nach § 38 Abs. 3 sowie der 
Zählergebühr nach § 37 Abs. 2 ist der Grundstückseigentümer. 
Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücks eigentümers 
Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners 
geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang fol-
genden Monats auf den neuen Gebührenschuldner über. 
  
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
  

§ 40 
Schmutzwassermenge   

(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 43 Abs. 1 Satz 1) 
gilt im Sinne von § 38 Abs. 1 als angefallene Schmutzwasser-
menge:  

1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversor-
gung zugeführte Wassermenge; 

2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung 
die dieser entnommene Wassermenge; 

3. im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Nieder-
schlagswasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt 
oder im Betrieb genutzt wird (Zisternen). 

  
(2) Der Nachweis der angefallenen Schmutzwassermenge bei 
sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Was-
serversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Nie-
derschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) soll durch 
Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) 
erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften ent-
spricht. Zwischenzähler dürfen nur durch ein fachlich geeigne-
tes Installations-unternehmen eingebaut werden. Sie stehen im 
Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem auf 
eigene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der erstmalige 
Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers ist der Ge-
meinde innerhalb von 2 Wochen unter Angabe des Zählerstan-
des anzuzeigen. 
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(3) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen nach Abs. 
1 Nr. 3 keinen Zwischenzähler nach Abs. 2 eingebaut, wird als 
angefallene Abwassermenge eine Pauschalmenge von 12 m³ je 
Jahr und Person zugrundegelegt. Dabei werden alle polizeilich 
gemeldeten Personen berücksichtigt, die sich zum Zeitpunkt der 
Entstehung der Gebührenschuld (§ 43) auf dem Grundstück auf-
halten. 
    

§ 40 a 
Absetzungen von der Schmutzwassermenge   

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen 
Abwasseranlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag 
des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutz-
wassergebühr abgesetzt. 
  
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen 
soll durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwi-
schenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vor-
schriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Gemeinde eingebaut, unter-
halten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Gemeinde und 
werden von ihr abgelesen. Die Voraussetzungen zum Einbau 
eines Zwischenzählers hat der Eigentümer zu schaffen; damit 
ggf. verbundene Änderungen der Hausinstallation hat der Ei-
gentümer in Absprache mit der Gemeinde auf seine Kosten 
herstellen zu lassen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der 
Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Ehrenkirchen fin-
den entsprechende Anwendung. 
  
(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch Messungen nach Absatz 2 festge-
stellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal 
ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermenge im Sinne 
von Absatz 1: 
 
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen,  

Ziegen und Schweinen 15 m³/Jahr,
2. je Vieheinheit bei Geflügel  5 m³/Jahr.
 
Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird 
von der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die 
dabei verbleibende Wassermenge muss für jede für das Be-
triebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort wäh-
rend des Veranlagungszeitraums nicht nur vorübergehend auf-
hält, mindestens 50 m³/Jahr für die erste Person und für jede 
weitere Person mindestens 40 m³/Jahr betragen. 
  
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten 
zu § 51 des Bewertungs gesetzes ist entsprechend anzuwenden. 
Für den Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, nach dem 
sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende 
Jahr richtet. 
  
(4) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen 
sind bis zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheids unter Angabe der abzusetzenden Wasser-
menge zu stellen. 
  

§ 41 
Versiegelte Grundstücksfläche   

(1) Maßgebend für die Berechnung der bebauten und befestig-
ten (versiegelten) Flächen der angeschlossenen Grundstücke ist 
der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei erstma-
liger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeitpunkt 
des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 
  
(2) Die versiegelten Flächen (gemessen in m2) werden mit einem 
Faktor multipliziert, der unter Berücksichtigung des Grades der 
Wasserdurchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird: 

a)  nicht wasserdurchlässige Flächen: 
 Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, 
 Fliesen und sonstigen nicht wasserdurchlässigen 
 Befestigungen mit Fugenverguss, pressverlegt, 
 knirschverlegt oder auf Beton verlegt sowie 
  Gebäudegrundrissflächen mit Dachbelag ohne
 Begrünung  Faktor 1,0 
  
b)  wenig wasserdurchlässige Flächen: 
  Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige nicht 

wasserdurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss 
 oder mit wasserdurchlässigem Fugenverguss und auf 
 sickerfähigem Untergrund verlegt Faktor 0,7 
  
c)  stark wasserdurchlässige Flächen: 
 Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, 
 Ökopflaster“), Kies- oder Schotterflächen, 
 Schotterrasen, Rasengittersteinen, Rasen- 
 oder Splittfugenpflaster befestigt sowie 
 Gebäudegrundrissflächen mit 
 Dachbelag: Gründach  Faktor 0,4 
  
d)   Für Tiefgaragen mit Dachbelag gelten die Faktoren für 

Dachflächen entsprechend. Für versiegelte Flächen ande-
rer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach den 
Buchstaben a) bis c), welche der betreffenden Versiege-
lung in Abhängigkeit vom Grad der Wasserdurchlässigkeit 
am nächsten kommt. 

  
(3) Versiegelte Flächen, von denen das anfallende Nieder-
schlagswasser regelmäßig in einer Sickermulde, einer Mulden-
Rigolen-Versickerung oder einer ähnlichen Versickerungsanla-
ge versickert und nur über einen Notüberlauf den öffentlichen 
Abwasseranlagen zugeführt wird, werden mit 10 vom Hundert 
der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Flächen oder Flächen-
anteile, für die die angeschlossenen Versickerungsanlagen ein 
Stauvolumen von 1 m3 je angefangene 50 m2 angeschlossene 
Fläche und mindestens ein Stauvolumen von 2 m3 aufweisen. 
  
(4) Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Nieder-
schlagswasser regelmäßig über eine Niederschlagswassernut-
zungsanlage (Zisterne) genutzt und den öffentlichen Abwas-
seranlagen jeweils nur über einen Notüberlauf und/oder eine 
Drosseleinrichtung zugeführt wird, werden 
 
a)  mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 

dort anfallende Niederschlagswasser ganz oder teilweise 
im Haushalt oder Betrieb als Brauchwasser (z.B. für Toilet-
tenanlagen, Waschmaschinen u.ä.) genutzt wird, 

b)  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 
dort anfallende Niederschlagswasser ausschließlich zur 
Gartenbewässerung genutzt wird. 

  
Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die ange-
schlossenen Niederschlags wassernutzungsanlagen ein Spei-
chervolumen von 1 m3 je angefangene 50 m2 angeschlossene 
Fläche und mindestens ein Speichervolumen von 2 m3 aufwei-
sen. 
  
(5) Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige Anlagen, die 
in ihren Wirkungen vergleichbar sind. 
  
(6) Der Gebührenschuldner hat die bebauten und befestigten 
(versiegelten) Teilflächen, ihre Versiegelungsart sowie Art und 
Umfang vorhandener Versickerungsanlagen und Niederschlags-
wassernutzungsanlagen mittels eines Erklärungsformulars an-
zuzeigen. Das Erklärungsformular beinhaltet einen Lageplan, 
der von der Gemeinde zur Verfügung gestellt wird. In das Er-
klärungsformular sind die für die Berechnung der Flächen, die 
an die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen 
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sind, notwendigen Maße einzutragen. Das Volumen der Versi-
ckerungsanlagen und Niederschlagswassernutzungsanlagen ist 
nachzuweisen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus 
dieser Anzeige die Berechnungsfläche ermittelt. Sie ist bei der 
Berechnung der Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden 
Monat nach Beginn der Benutzung der öffentlichen Abwasseran-
lagen zu berücksichtigen. 
  
(7) Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen Angaben hat 
der Grundstückseigentümer der Gemeinde unverzüglich in glei-
cher Form mitzuteilen. Sie sind bei der Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr ab dem der Fertigstellung der Änderung 
folgenden Monat zu berücksichtigen. 
  

§ 42 
Höhe der Abwassergebühren 

(1) Die Schmutzwassergebühr bei Einleitungen nach § 38 Abs. 1 
und 2 beträgt je m3 Schmutzwasser 1,87 €. 
  
(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 3) beträgt je m2 
der nach § 41 Abs. 2 bis 4 gewichteten versiegelte Fläche 0,29 €. 
  

§ 42 a 
Zählergebühr   

(1) Die Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) beträgt bei Zählern mit einem 
Nenndurchfluss (Qn) von 2,5: € 1,10 / Monat. 
  
(2) Bei der Berechnung der Zählergebühr wird der Monat, in 
dem der Zwischenzähler erstmals eingebaut oder endgültig aus-
gebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 
  

§ 43 
Entstehung der Gebührenschuld   

(1) In den Fällen des § 38 Abs. 1 und 3 und des § 37 Abs. 2 
entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des 
Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungs-
verhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. Die 
Zählergebühr nach § 37 Abs. 2 wird für jeden angefangenen 
Kalendermonat erhoben, in dem auf dem Grundstück ein Zwi-
schenzähler vorhanden ist. 
  
(2) In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn 
des auf den Übergang folgenden Monats; für den neuen Grund-
stückseigentümer mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. Die 
Berechnung der Niederschlagswassergebühr erfolgt in diesem 
Fall anteilig für die jeweiligen Kalendermonate des Veranla-
gungszeitraums. 
  
(3) In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld 
bei vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, 
im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraums. 
  
(4) Die Gebührenschuld nach § 38 ruhen auf dem Grundstück 
bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V.m. § 
27 KAG). 
  

§ 44 
Vorauszahlungen   

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 
vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen auf die Schmutz-
wassergebühr (§ 38 Abs. 1), die Niederschlags wassergebühr (§ 
38 Abs. 3) und die Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) zu leisten. Die 
Vorauszahlungen entstehen jeweils zum Beginn jedes Kalender-
vierteljahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veran-
lagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn 
des folgenden Kalendervierteljahres. 

(2) Jeder Vorauszahlung für die Schmutzwassergebühr ist ein 
Viertel der zuletzt fest gestellten Schmutzwassermenge (§§ 40, 
40 a), jeder Vorauszahlung für die Niederschlags wassergebühr 
ein Viertel der zuletzt festgestellten versiegelten Grundstücks-
fläche (§ 41) sowie jeder Vorauszahlung auf die Zählergebühr 
die Gebührenschuld für drei Kalendermonate (§ 42 a Abs. 1) 
zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht 
wird der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch geschätzt. Die 
voraussichtliche versiegelte Fläche wird geschätzt, solange die 
Erklärung nach § 41 Abs. 6 nicht abgegeben oder die Feststel-
lung nach § 46 Abs. 10 nicht getroffen wurde. 
  
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszah-
lungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum an-
gerechnet. 
  
(4) In Fällen des § 38 Abs. 2 entfällt die Pflicht zur Vorauszah-
lung. 
  

§ 45 
Fälligkeit   

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, soweit 
die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen über-
steigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Voraus-
zahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 
  
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden jeweils mit Ende 
des Kalendervierteljahres (31. März, 30. Juni, 30. September, 31. 
Dezember) zur Zahlung fällig. 
  
  

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
  

§ 46 
Anzeigepflicht   

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde der Erwerb oder 
die Veräußerung eines an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstücks anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen 
Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der Veräußerer und der 
Erwerber. 
  
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitrau-
mes hat der Gebührenschuldner der Gemeinde anzuzeigen: 

a)  die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentli-
chen Wasserversorgungs-anlage; 

b)  das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwas-
ser genutzte Niederschlags wasser (§ 40 Abs. 1 Nr. 3); 

c)  die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Geneh-
migung (§ 8 Abs. 3). 

  
(3) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung be-
rechtigten Personen der Gemeinde mitzuteilen: 
 
a)  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitli-

chen Anfalls des Abwassers; 
b)  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen 

Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.
  
(4) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen: 
 
a)  die Vereinigung eines beitragspflichtigen Grundstücks mit 

Grundstücksflächen, für die eine Beitragsschuld bisher 
nicht entstanden ist;
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b)  die Neubildung eines Grundstücks unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits entstanden 
ist. 

  
Entsprechendes gilt jeweils beim Erbbaurecht oder einem sons-
tigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht; anzeigepflichtig ist 
derjenige, der die Veränderung vornimmt. 
  
(5) Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der 
Gemeinde mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für Teilflä-
chenabgrenzungen gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 
31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte 
Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich 
an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche An-
lagen errichtet werden. 
  
(6) Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Satzung Zwischenzähler gemäß § 40 Abs. 2 oder § 40 a 
Abs. 2 vorhanden, sind diese bei der Gemeinde unter Angabe 
des Zählerstandes und eines Nachweises über die Eichung des 
Zählers innerhalb von 4 Wochen anzuzeigen. Zwischenzähler, 
die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen, werden von 
der Gemeinde auf Antrag des Gebührenschuldners entschädi-
gungslos in ihr Eigentum übernommen. § 40 Abs. 2 und § 40 a 
Abs. 2 gelten entsprechend. 
  
(7) Der Gebührenschuldner hat die Anzeige nach § 41 Abs. 6 
innerhalb eines Monats nach Aufforderung durch die Gemeinde 
vorzulegen. Bei Änderungen nach § 41 Abs. 7 besteht die Anzei-
gepflicht ohne Aufforderung der Gemeinde. 
  
(8) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vor-
übergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückseigen-
tümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grund-
stücksanschluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden 
kann. 
  
(9) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet 
im Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner für 
die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang 
der Anzeige bei der Gemeinde entfallen. 
  
(10) Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten nach Abs. 
7 trotz schriftlicher Erinnerung mit Fristsetzung von mindestens 
30 Tagen nicht nach, erfolgt die Feststellung des Gebühren-
schuldners durch die Gemeinde oder deren Beauftragten. 
  

§ 47 

Haftung der Gemeinde   

(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstö-
rungen, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat, vorübergehend 
ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder treten Mängel 
oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von Naturereig-
nissen wie Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder 
durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht sind, so er-
wächst daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch 
auf Ermäßigung oder auf Erlass von Beiträgen oder Gebühren 
entsteht in keinem Fall. 
  
(2) Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Siche-
rung gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt. 
  
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Ge-
meinde nur für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit. 
  

§ 48 

Haftung der Grundstückseigentümer   

Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuld-
haft verursachte Schäden, die infolge einer unsachgemäßen 

oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden 
Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustands der 
Grundstücks entwässerungs anlagen entstehen. Sie haben die 
Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 
  

§ 49 
Ordnungswidrigkeiten   

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde 

überlässt; 
2. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung aus-

geschlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen einleitet oder die für einleitbares Abwasser 
vorgegebenen Richtwerte überschreitet; 

3. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder 
Speicherung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet; 

4. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausrei-
chende Vorbehandlung in öffentliche Abwasseranlagen ein-
leitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlos-
sen sind; 

5. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das 
der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere 
Genehmigung der Gemeinde in öffentliche Abwasseranla-
gen einleitet; 

6. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht aus-
schließlich von der Gemeinde herstellen, unterhalten, er-
neuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt; 

7. entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der 
Gemeinde eine Grundstücks entwässerungsanlage herstellt, 
anschließt oder ändert oder eine öffentliche Abwasseranla-
ge benutzt oder die Benutzung ändert; 

8. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vor-
schriften des § 16 und des § 17 Absätze 1 und 3 herstellt, 
unterhält oder betreibt; 

9. entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reini-
gung der Abscheider nicht rechtzeitig vornimmt; 

10. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchen-
abfälle, Müll, Papier und dergleichen oder Handtuch-
spender mit Spülvorrichtungen an seine Grundstücks ent-
wässerungsanlage anschließt;  

11. entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanla-
ge vor der Abnahme in Betrieb nimmt.

   
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten 
nach § 46 Absätze 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt.   
  

VII. 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

  

§ 50 

In-Kraft-Treten   

(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungs-
recht bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der 
Abgabeschuld gegolten haben. 
  
(2) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 3. 
Dezember 1997 mit allen späteren Änderungen außer Kraft. 
  
Ehrenkirchen, den 25. April 2017 
  
  
Breig 
Bürgermeister 
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Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder 
aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Sat-
zung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeich-
nen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit 
der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 

Sprechstunden der Rentenversicherung   
Die Gemeinde Ehrenkirchen lässt die Rentenangelegenheiten 
der Bürgerinnen und Bürger direkt vom Versichertenberater 
der Dt. Rentenversicherung, Hans Krix, bearbeiten. Herr Krix 
erteilt Auskunft in allen Fragen der Deutschen Rentenversiche-
rung, hilft beim Ausfüllen von Formularen, Kontenklärungen und 
nimmt Rentenanträge entgegen.   

Sprechstunden: im Mai: 11. und 18.   

Örtlichkeit: Rathaus Ehrenkirchen, Jengerstr. 6, Erdgeschoss, 
Besprechungsraum, Nr. 0.6. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten: 
Frau Kühlwein 07633/804-21, Frau Kindel 07633/804-23 
oder Frau Martinelli 07633/804-22   

Zum Sprechtag sind Versicherungsunterlagen, Personalaus-
weis, Steueridentifikationsnummer, Bankverbindung (IBAN+ 
BIC) und den Krankenkassenausweis mitzubringen.    

Ihre Gemeindeverwaltung 

Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung aus Lärmschutz- und Verkehrssicher-
heitsgründen in den Ortsdurchfahrten von Kirchhofen und Ehrenstetten   
Das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald hat in den vergangenen Jahren Anträge der Gemeinde Ehrenkirchen auf eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung von 40 bzw. 30 km/h in den Ortsdurchfahrten von Kirchhofen und Ehrenstetten abgelehnt. Die Ablehun-
gen wurden seinerzeit mit der Unfallstatistik der Polizeidirektion Freiburg begründet, wonach eine Gefahrenlage, die das allgemeine 
Risiko einer Beeinträchtigung übersteigt, nicht bewiesen wurde. 
  
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum Verkehrskonzept Batzenberg wurde die Möglichkeit von Verkehrsbeschrän-
kungen auch im Hinblick auf den Lärmschutz näher beleuchtet. Hierbei gibt es in Baden-Württemberg durch das Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur die Vorgabe („Kooperationserlass“ vom 23.3.2012), dass ab 70 dB (A) tags bzw. 60 dB (A) nachts verkehrs-
rechtliche Lärmschutzmaßnahmen in Betracht kommen. 

Fortsetzung Seite 22



22 FREITAG, 28. APRIL 2017

Daraufhin wurde ein schalltechnisches Gutachten erstellt, das 
im Zuge der beiden Ortsdurchfahrten in Teilbereichen eine Be-
schränkung der innerorts bestehenden Geschwindigkeit von 
derzeit 50 km/h aus Lärmschutzgründen auf 30 km/h vorsieht. 
Die durchgeführten Lärmberechnungen haben ergeben, dass 
die Voraussetzungen für geschwindigkeitsbeschränkende Maß-
nahmen aus Lärmschutzgründen erfüllt sind. 
  
Schalltechnisch geprüft wurde auch die Beschränkung auf 40 
km/h. Bei einer Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen würde bei Tempo 40 eine leicht wahrnehmbare Entlastung 
um ca. 1,2 dB (A) erzielt werden. Bei Tempo 30 liegt die Ent-
lastung dagegen bei gut wahrnehmbaren 2,5 dB (A) tags und 
nachts. Am Immissionsort entspricht eine Verringerung des 
Dauerschallpegels um 3 dB (A) einer Halbierung der Verkehrs-
menge. 

Nach Abwägung verschiedener Gesichtspunkte sowie nach 
Einholung der Zustimmung des Regierungspräsidiums und An-
hörung der Polizei wird die Anbringung einer Geschwindigkeits-
reduzierung auf 30 km/h in den betreffenden Bereichen (siehe 
Pläne) zum Schutz der Bevölkerung von Lärm und Abgasen 
aber auch zur Erhöhung der Verkehrssicherheit durch die Ver-
kehrsbehörde angeordnet. 
  
Eine weitergehende Regelung im Bereich der Ortsduchfahrten 
von Kirchhofen und Ehrenstetten gaben die ermittelten Werte 
des Gutachtens leider nicht her. 
  
Im Bereich der Ortsdurchfahrt von Offnadingen wurden eben-
falls Messungen zur Möglichkeit einer Geschwindigkeitsbe-
schränkung durchgeführt. Hier liegt uns jedoch noch keine Stel-
lungnahme der Verkehrsbehörde vor. 

Hilfe von Haus zu Haus

 „LebensQualität durch Nähe“  
Die Nachbarschaftshilfe in Ihrer Nähe..... 
Benötigen Sie Hilfe? Wir unterstützen Sie schnell und unbüro-
kratisch! 
Sie erreichen uns persönlich von Montag bis Freitag (9 bis 12 
Uhr). In den übrigen Zeiten nimmt unser Anrufbeantworter Ihr 
Anliegen entgegen. 
Telefon 07633 4065813 

Bürozeiten  Büro Bollschweil  (Mo, Mi und Do)
   Im Pfarrhaus Anton-Fränznick-Weg 2
   79283 Bollschweil  

   Büro Ehrenkirchen  (Di und Fr)
   Im RathausJengerstraße 6
   79238 Ehrenkirchen     

Gerne können Sie auch eine E-Mail senden an 
hilfe@obere-moehlin.de 
Weitere Informationen finden Sie unter 
www.obere-moehlin.de   

Bitte beachten Sie: Das Büro in Bollschweil ist am Donners-
tag, 4. Mai 2017 geschlossen. 
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SOS werdende Mütter e. V.

SOS werdende Mütter e. V. hilft allen Frauen, allein erzie-
henden Müttern/Väter und Familien, die durch eine Schwan-
gerschaft bzw. mit Kindern in eine schwierige Lage gekom-
men sind.
   
In unserer Kleiderstube finden Sie alles, was die werdende Mut-
ter, das Baby, das Kleinkind sowie Kinder bis 12 Jahren brau-
chen. 

Kleiderstube Ehrenkirchen-Norsingen, Bundesstr. 11  
Termine nach Vereinbarung  
Telefon 01 60/5 52 02 93   

Wie auch immer Ihre Not aussehen mag – wir stehen Ihnen auf 
freundschaftlicher und vertrauensvoller Basis mit Rat und Tat zur 
Seite. Der Verein ist selbstständig und unabhängig.   
Kontaktperson für Ehrenkirchen:  
Vonderstraß Sonja, Tel.: 0 76 33/8 34 24     
 
 

FLÜCHTLINGE

Sprechstunde Asyl 
Tina Look ist für die Beratung von Flüchtlingen in Ehrenkirchen 
zuständig. Im Vordergrund steht die Unterstützung in Bezug auf 
Deutschkurse, Ausbildung und Jobsuche. Zudem steht Frau 
Look auch Ehrenamtlichen, die Flüchtlinge begleiten oder dies in 
Zukunft tun möchten, als Ansprechpartnerin beratend zur Seite. 
  
Die „Sprechstunde Asyl“ findet grundsätzlich 
montags von 14.00 – 15.30 Uhr  und 
mittwochs von 10.30 – 12.30 Uhr 
im Rathaus (EG) in Ehrenkirchen statt. 
Kontakt: 
Tel.: 0761 8965 432 
tina.look@caritas-bh.de 
 

 

DIE JUBILARE
IN UNSERER GEMEINDE

  Herzlichen Glückwunsch 
  

Herrn Karl Ruch, Wentzinger Str. 45 
Ortsteil Ehrenstetten

zum 80. Geburtstag am 2. Mai 

Frau Sieglinde Hasenauer, Möhlinstr. 13
im Ortsteil Kirchhofen

zum 80. Geburtstag am 3. Mai 

Frau Waltraud Anna Strittmatter und 
Herrn Heinz Karl Strittmatter, Im Wiesenrain 11 

im Ortsteil Kirchhofenzur Diamantenen Hochzeit am 3. Mai 

Die Gemeinde gratuliert ihren Jubilaren – und auch denen, die 
namentlich nicht genannt werden möchten – recht herzlich und 
wünscht alles Gute.  

UMWELT

Schrottsammlung in den Ortsteilen Ehren-
stetten und Kirchhofen am 29. April 2017 
In den Ortsteilen Ehrenstetten und Kirchhofen findet am Sams-
tag den 29. April 2017 die Schrottsammlung der Jugendfeuer-
wehr Ehrenkirchen statt. Wir bitten daher um Bereitstellung des 
Schrotts am Samstag Morgen um 8:00 Uhr. Als Ansprechpartner 
für eventuell größere oder schwerere Gegenstände steht Ihnen 
Philipp Steinle ( Tel. 0171 / 9566784 oder per Email: jugendfeu-
erwehr.ehrenkirchen@web.de ) gerne als Ansprechpartner zur 
Verfügung. Kunststoffe, Kühlschränke oder Autoreifen dürfen 
leider nicht angenommen werden. 
In den letzten Jahren ist es vermehrt vorgekommen, dass der 
bereitgestellte Schrott von unbefugten Personen durchsucht 
und insbesondere Edelmetalle entwendet wurden. Nach Rück-
sprache mit der Polizeidirektion Freiburg weisen wir daher da-
rauf hin, dass sich der bereitgestellte Schrott im Eigentum der 
Jugendfeuerwehr Ehrenkirchen befindet und widerrechtliche 
Entwendungen unverzüglich zur Anzeige gebracht werden. 
Für Ihre Unterstützung bedankt sich herzlich 
die Jugendfeuerwehr Ehrenkirchen 
  
 

VERSCHIEDENES

Tauschring Ehrenkirchen

Der Tauschring kann Menschen zusammenführen und will 
Schranken einreißen. Kommen Sie zu uns.  

Weitere Informationen erhalten Sie unter 07633-9886534 oder 
www.tauschring-markgraeflerland.de 
  

KIRCHENNACHRICHTEN

Kath. Kirchengemeinde Batzenberg  
Obere Möhlin

Pfarrer Herbert Malzacher 
Herrenstr. 2, 7 9238 Ehrenkirchen, 
Tel.: 07633 9424910, Fax: 07633 8088314, 
Pfarrbüro Öffnungszeiten: 
Montag: 9 – 12 Uhr, Dienstag: 15 – 17 Uhr 
Mittwoch und Freitag: 9 – 11 Uhr 
Homepage: www.kath-bom.de

Mariae Himmelfahrt, Kirchhofen 

Samstag, 29. April 
18.25 Rosenkranz für die Priester in der Seelsorgeeinheit 
19.00 Vorabendmesse 
Sonntag, 30. April  
keine Hl. Messe 
18.30 Rosenkranz für die Priester und um geistliche Berufe 
Montag, 01. Mai 
18.25 Rosenkranz für Frauen und ihre Anliegen 
19.00 Eröffnung der Maiandachten (mit Kirchenchor) 
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Dienstag, 02. Mai  
18:30 Rosenkranz für die Kranken und ihre Familien 
Mittwoch, 03. Mai  
19.00 Maiandacht (Gestaltung Frauengemeinschaft kfd) 
Donnerstag, 04. Mai  
18.25 Rosenkranz in der Fridolinskapelle 
19.00 Hl. Messe in der Fridolinskapelle 
Freitag, 05. Mai 
 8.25 Rosenkranz für die Priester in der Seelsorgeeinheit 
 9.00 Wallfahrtsmesse 
St. Georg, Ehrenstetten 
Samstag, 29. April 
18.00 Abendgebet der Erstkommunikanten (mit Kinder-Jugend-
chor) 
Sonntag, 23. April  
 9.45 Abholung der Erstkommunikanten am Georgsheim 
10.00 Hl. Messe mit feierlicher Erstkommunion 
14.30 Andacht 
Dienstag, 02. Mai 
10.00 Dankmesse mit den Erstkommunikanten 
Freitag, 05. Mai 
18.00 Rosenkranz für die Priester und um geistliche Berufe 
Hl. Kreuz, Offnadingen 
Sonntag, 30. April 
10.30 Hl. Messe 
Mittwoch, 03. Mai  
keine Hl. Messe 
St. Gallus, Norsingen 
Sonntag, 30. April 
 9.00 Hl. Messe 
Dienstag, 02. Mai 
19.00 Hl. Messe 
  
St. Michael, Scherzingen 
Freitag, 05. Mai 
19.00 Hl. Messe 
  
Prälat-Stiefvater-Haus 
Prälat-Stiefvater-Weg 2 in Ehrenkirchen 
Samstag, 29. April 
15.30 Kommunionfeier 
 

Einladung zur Maiandacht 
Am Mittwoch, 03.05.2017 gestaltet 
die Frauengemeinschaft um 19 Uhr 
eine Maiandacht. 
Anschließend freuen wir uns auf 
ein gemütlichen Beisammensein 
im Bernhardusheim.  
  
Das Team der kfd Kirchhofen 
 

 

Evangelische Kirchengemeinde 
Ehrenkirchen-Bollschweil

Evangelisches Pfarrant
Jengerstsraße 9 - 79238 Ehrenkirchen
Pfarrer Fritz Breisacher
Telefon: 07633 7020 Telefax: 07633 500579
E-Mail: info@ekeb.de Internet: www.ekeb.de

Sonntag, 30. April 2017 (Misericordias Domini 
»Die Erde ist voll der Güte des Herrn« Psalm 33,5)
10.00 Uhr Gottesdienst, vertreten durch 
Pfarrerin i. R. Annette Nuber. Kindergottesdienst.

Mittwoch, 03. Mai 2017
10.00 Uhr Dienstagsrunde: Fahrt nach Colmar zum Unterlinden-
Museum mit Einkehr in eine Ferme. Abfahrt am Paul-Gerhardt-
Haus, Anmeldungen bitte bei Sabine Schultz, Tel. 6772.
16.15 Uhr Konfirmandenunterricht mit Dekan Rainer Heimburger
18.45 Uhr Jugendchorprobe Next Generation
20.00 Uhr Sitzung des Kirchengemeinderats
 
Donnerstag, 04. Mai 2017
20.15 Uhr Kirchenchorprobe
 
Freitag, 05. Mai 2017
17.00 Uhr Spielabend
 
Sonntag, 07. Mai 2017
09.00 Uhr Konfirmation Gruppe 1, vertreten durch Dekan 
Rainer Heimburger
11.00 Uhr Konfirmation Gruppe 2, vertreten durch Dekan 
Rainer Heimburger
18.30 Uhr Abendmahlsgottesdienst mit Jugendchor Next 
Generation, vertreten durch Dekan Rainer Heimburger 
Konfirmation 2017
In diesem Jahr werden am Sonntag Jubilate 16 Jugendliche 
nach ihrer Vorbereitung in zwei festlichen Gottesdiensten 
konfirmiert: 
Gruppe 1 (09.00 Uhr)
Maximilian Becher, Annkatrin Bronner, Martino Castri, Jo-
hanna Christoph, Yasmin Dietrich, Melanie Tritschler, Nadi-
ne Tritschler 
Gruppe 2 (11.00 Uhr)
Caroline Bibas, Helena Gern, Chiara Isenburg, Marlene Kar-
le, Xenia-Maria Maier, Natalie Scheidgen, Sarah Sommer, 
Sandro Speyer, Jana Weber 
Wir gratulieren allen Jugendlichen zur Konfirmation und 
wünschen Euch Gottes Segen für den weiteren Lebensweg.

Das biblische Motto für die kommende Woche:
Christus spricht: Ich bin der gute Hirte. Meine Schafe hören mei-
ne Stimme, und ich kenne sie, und sie folgen mir; und ich gebe 
ihnen das ewige Leben. Johannes 10,11.27-28

Liebe Grüße aus dem evangelischen Pfarrhaus, 
Ihr Pfarrer Fritz Breisacher 
  
 

FEUERWEHR

April 
28.04 First-Responder-Schulung 19:00 Uhr 
 Gerätehaus Jengerstraße  

Mai  
03.05 Gesamtwehrprobe mit Grillen 20:00 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
06.05 Führungsgruppe 
 Bad Krozingen  
06.05 Frühjahrskonzert 
 Feuerwehrkapelle Ehrenstetten 20:00 Uhr
 Kirchberghalle  
07.05 Treffen Alterskameraden 10:30 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
10.05 ABC-Gruppenführer Ehrenkirchen 20:00 Uhr 
 Gerätehaus Jengerstraße  
13.05 BF-Tag Jugendfeuerwehr  
  Gerätehaus Jengerstraße  
17.05 Atemsschutzprobe 20:00 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
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18.05 Grundlagenprobe 19:30 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
20.05 BF-Tag Jugendfeuerwehr    
 Gerätehaus Jengerstraße  
24.05 Abteilungsprobe Offnadingen 20:00 Uhr
 Gerätehaus Offnadingen  
26.05 Ausschuss Ehrenstetten 19:30 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
26.05 Schlossgrabenhock    
 Kirchhofen  
27.05 Schlossgrabenhock    
 Kirchhofen  
26.05 First-Responder-Schulung 19:00 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
28.05 Abteilungsprobe Ehrenstetten mit
 anschließendem Besuch
 Schloßgrabenhock 9:30 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
28.05 Treffen Alterskameraden 10:30 Uhr
 Schlossgrabenhock Kirchhofen  
31.05 ELW-Gruppe 20:00 Uhr
 Gerätehaus Jengerstraße  
31.05 Abteilungsprobe Norsingen 20:00 Uhr
 Gerätehaus Norsingen  
 
 

Jugendfeuerwehr Ehrenkirchen

Probentermine: 
Mittwochs und Donnerstags von 18.00 Uhr bis 19.30 Uhr   

Interessierte Kinder und Jugendliche ab 8 Jahren sind bei uns 
herzlich Willkommen und können jederzeit reinschnuppern.   

Alle Infos rund um die Jugendfeuerwehr unter: 
www.feuerwehr-ehrenkirchen.de oder auf Facebook unter 
„Jugendfeuerwehr Ehrenkirchen“   

Email: jugendfeuerwehr.ehrenkirchen@web.de 
 

ÖKUMENISCHES BILDUNGSWERK

NORDIC WALKING 
Leitung: Franziska Mangold, DSV Nordic Walking-Trainerin, 
Ehrenkirchen   
Nordic Walking ist nicht nur gut für das Herz-Kreislauf-System, 
sondern wirkt sich auch positiv auf Atmung, Wirbelsäule, Mus-
kulatur und Psyche aus. Nordic Walking ist eine einfach zu er-
lernende Outdoor-Aktivität, die sowohl in der Gruppe als auch 
alleine Spaß macht. In diesem Kurs werden wir die Soft- und 
Sporttechnik kennenlernen. 
Dienstag, ab 2. Mai 2017, 18.30, Dauer: 4 mal  
Treffpunkt: Rathaus Ehrenkirchen 
Gebühr: 25,– 
Anmeldung ab sofort 
Hinweis: Bitte an wetterangepasste, bequeme Kleidung, Stöcke 
und Sportschuhe denken. 
  
  
PILGERN AUF DEM ELSÄSSISCHEN JAKOBSWEG  
Von Notre-Dame de Schauenberg über Soultzmatt und Guebwil-
ler nach Notre-Dame de Thierenbach 
Leitung: Norbert Legelli, Ehrenkirchen 
Samstag, 29. April 2017  7.45 bis etwa 20.00 Uhr  
Busabfahrt: 7.45 Uhr an der Jengerschule  

EXKURSION:   

WANDERN UND BOOTSFAHRT  
IM NATURSCHUTZGEBIET TAUBERGIESSEN 
Leitung: Norbert Legelli, Ehrenkirchen 
Wir wandern zuerst durch den Auenwald an wasserführenden 
Altrheinarmen vorbei, danach durch den schönsten Abschnitt 
des Naturschutzgebietes mit Magerwiesen und vielen Orchi-
deenarten und genießen auf einer fast 2-stündigen Bootsfahrt 
in Holzkähnen das einzigartige Zusammenspiel von Fauna und 
Flora. Zum Abschluss Fischessen in einer traditionellen örtlichen 
Fischerstube. 
Samstag, 13. Mai 2017  
Abfahrt: 9.00 Uhr an der Jengerschule
 (Fahrgemeinschaften)  
Kosten: Führung und Bootsfahrt ca.€ 25,- 
Anmeldung: bis 5. Mai 2017 
  
Anmeldungen an: Ökumenisches Bildungswerk Ehrenkirchen 
Ziegelmatten 31, 79238 Ehrenkirchen 
E-Mail: bildungswerk-ehrenkirchen@t-online.de 
Tel.: 07633- 92 999 70 
Das Programm 2016/2017 ist online. 
www.bw-ehrenkirchen.de 
Dort finden Sie auch Anmelde-und Abbuchungsformulare. 
   
 

VEREINE

Feuerwehr und Winzerkapelle  
Ehrenstetten

Frühjahrskonzert der Feuerwehr- und  
Winzerkapelle Ehrenstetten   
Die Feuerwehr- und Winzerkapelle Ehrenstetten mit ihrem Di-
rigenten Musikdirektor Alfredo Mendieta veranstaltet am Sams-
tag, 6. Mai 2017 um 20.00 Uhr (Einlass ab 19.00 Uhr) in der 
Kirchberghalle in Ehrenkirchen ihr diesjähriges Frühjahrskon-
zert. Als Gast wirkt die Jugendkapelle Ehrenkirchen unter der 
Leitung von Gabriel Mendieta mit.   

Wie schon in den letzten Jahren können Sie sich vor Beginn 
des Konzerts mit leckeren Baguettes, einem Wurstsalat oder 
Käsewürfel stärken und dazu passend ausgesuchte Wein- und 
Sektspezialitäten genießen.    

Den Konzertabend wird die Jugendkapelle Ehrenkirchen eröff-
nen. Die Feuerwehr- und Winzerkapelle Ehrenstetten hat ein 
abwechslungsreiches Konzertprogramm erarbeitet. So  wer-
den Sie mit „Man in the Ice“ in die Ötztaler Alpen entführt, um 
den „Mann im Eis“ musikalisch wieder auferstehen zu lassen. 
Mit „Return to Ithaca“ hören Sie im wahrsten Sinne des Wortes 
ein „sagenhaftes“ Stück, denn die Klänge und Melodien verset-
zen den Zuhörer zurück ins antike Griechenland. Aber natürlich 
kommen auch die Freunde der klassischen Märsche an diesem 
Abend nicht zu kurz. Zum Abschluss des Konzertabends werden 
die Feuerwehr- und Winzerkapelle und die Jugendkapelle noch 
gemeinsam musizieren. Lassen Sie sich überraschen...   

Die Eintrittskarten zum Preis von 5,00 € erhalten Sie im Vor-
verkauf bei der Metzgerei Vordisch, im Milchhäuse und beim 
Schreibwarengeschäft Angelika Tessmann oder wie gewohnt an 
der Abendkasse für 6,00 €. 
  
Auf Ihren Besuch freut sich 
die Feuerwehr- und Winzerkapelle Ehrenstetten & 
die Jugendkapelle Ehrenkirchen 
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Männerchor Ehrenstetten

Bei der Generalversammlung am 07.04.2017 wurde der Ge-
samtvorstand wie folgt neu gewählt: 
  
1. Vorsitzender Dieter Tessmann 
2. Vorsitzender Bernhard Stehlin 
Kassierer Kurt Weckemann 
Schriftführer Jörg Heidenreich 
  
Liebe Sänger, 
unsere nächste Probe findet am Freitag, den 28.04.2017 um 
20.00 Uhr im alten Rathaus statt. 
  
Männerchor Ehrenstetten 
Dieter Tessmann 
 
 

Rad- und Motorsportverein  
„Edeltanne“ Ehrenkirchen im ADAC

Radsaisson 2017 
Liebe Radsportbegeisterte, 
wir laden Euch herzlich zu unseren Radtouren ein. 
Ab 10. Mai 2017 werden wir uns wieder jeden Mittwoch um 
16.00 Uhr an der Kirchberghalle zur Ausfahrt treffen. 
Wir würden uns freuen , wenn sich weitere radbegeisterte zu uns 
gesellen , auch Urlaubsgäste sind immer willkommen. 
  
Ich wünsche allen eine gute, schöne und unfallfreie Radsaisson 
2017. 
Eure Radtourenführerin Margot Maier 
Tel. 07633 6518 
radtouristik@remsv-ehrenkirchen.de 
 

MITGLIEDER-EHRUNG 
Im Zuge der ordentlichen Mitgliederversammlung des Vereins 
wurden unsere Mitglieder geehrt.
Für ihre besonderen sportlichen Leistungen im Jahre 2016 wur-
den zwei unserer Nachwuchs-Athleten geehrt. 
Karla Ruh und Ben Schweizer erhielten feierlich eine Urkunde, 
sowie ein Präsent vom Vorstand Ralf Elmlinger überreicht. Die 
beiden Jugendlichen freuten sich sehr über diese Anerkennung.
Für die langjährige Treue wurden 6 unserer Mitglieder geehrt: 
Allen voran Emil Eckert, der nun schon seit sagenhaften 60 Jah-
re Mitglied beim RMSV ist.
Georg Grüninger kann auf 50 Jahre Vereinsmitgliedschaft zu-
rückblicken. Verena und Erike Allgaier, Gisela Tschernich und 
Maria Ochs sind bereits 25 Jahre Bestandteil unseres Vereins. 
Unser Dankeschön gilt auch unseren tollen Gruppenleitern so-
wie allen die uns das ganze Jahr über mit Helfender Hand zur 
Seite stehen. 
SABINE SPITZ GOLD TROPHY 
KIDSCUP: 6 Nachwuchs-Rennfahrer vom RMSV haben am 
8.4.2017 in Bad-Säckingen am Gold-Trohy-KidsCup teilgenom-
men, zwei Kids dürfen sich über den Podiumsplatz freuen. In der 
jüngsten Klasse U9 hat sich Louis Schladebach  eine Medail-
le und Platz 3 erkämpft, Max Dworan erreicht Platz 12. In der 
Klasse U11 freut sich Jonas Schweizer über die Medaille und 
den dritten Platz, Maximilian Schmidt verfehlte das Podium nur 
knapp und erreichte Platz 4. In der Klasse U13 erreichte Luca 
Schladebach Platz 5, dicht gefolgt von Julius Glatz auf Platz 6. 
GENERATION-RACE: 38 Teams lieferten sich im Halbmarathon 
(24km, 766Höhenmeter) auf der anspruchsvollen Sabine-Spitz-

Strecke in Bad-Säckingen ein heißes Rennen. Ben Schweizer 
und Alexander Schweizer erreichten als Generation- Team des 
RMSV-Ehrenkirchen den hervorragenden 4. Platz. 
Herzlichen Glückwunsch  allen Fahrern! 

Bitte vormerken:
Am 29.04.2017 ist Schaeffler Kids Cup in Sasbachwalden. ein attraktives 
Einsteiger-Rennen für Kids des Klassen U5 bis U11.
Weitere Infos unter www.rmsv-ehrenkirchen.de 
 
 
 

Seniorengemeinschaft  
St. Georg Ehrenstetten

Einladung zur Maientour  
am Donnerstag, dem 11. Mai 2017  
in die barocke Pfarrkirche nach St. Peter 
In dem von dem Baumeister Peter Thumb gebauten Gotteshaus 
sind auch Werke, die nach Modellen von Christian Wenzinger 
gearbeitet wurden, zu bestaunen. 
Hier werden wir eine kurze Maiandacht feiern und uns das Se-
henswerte zeigen lassen. 
Danach werden wir im Landfrauen- Kaffee in St. Märgen mit le-
ckeren Köstlichkeiten verwöhnt. 
Abfahrt 13:oo Uhr in der Marktstraße 
Kosten für Busfahrt 15.oo € 
Anmeldungen an Helga Gutmann Tel. 929128  bis 2. Mai 12Uhr 
Zu dieser Fahrt sind alle Senioren unserer Gemeinde recht herz-
lich eingeladen. 
Auf ihre Teilnahme freut sich das Leitungs-Team der Senioren-
gemeinschaft 
St. Georg Ehrenstetten. 
 

 

Spvgg Ehrenkirchen

AUSWÄRTSSPIELE GEGEN SCHLATT 
Im Spitzenspiel am vergangen Wochenende in Tunsel sah es 
lange nach einer Fortsetzung der Siegesserie aus. In der Nach-
spielzeit musste die erste Mannschaft doch noch den unglück-
lichen 1:1-Ausgleich hinnehmen (Tor SpVgg: Lukas Ruh). Die 
Zweite verlor knapp mit 2:1. Zum nächsten Punktspiel geht es 
am Sonntag für beide Mannschaften nach Schlatt. Die Dritte 
spielt in Freiburg. 
  
Sonntag, 30.04. 
13:00 DJK Schlatt II – SpVgg II 
15:00 DJK Schlatt I – SpVgg I 
14:00 SF Eintracht Freiburg – SpVgg III 
  

Damen SG Au-Wittnau/Ehrenstetten/ 
Merzhausen:   
Sonntag, 30.04.2017 
15:00 Uhr SG Au-Wittnau 1 - SG Winden 1 
17:00 Uhr SG Au-Wittnau 2 - SG Winden 2 
Die Spiele finden auf dem Sportplatz in Wittnau statt. 
Die nächsten Spiele: 
Samstag, 06.05.2017 
18:00 Uhr SC Sand 3 - SG Au-Wittnau 1 
SG Au-Wittnau 2 - SPIELFREI 
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SpVgg Ehrenkirchen 
Jugend

Freitag, 28.04.2017: 
SG Hügelheim D – SpVgg Ehrenkirchen D 
18.30Uhr Sportplatz in Buggingen 

Samstag, 29.04.2017: 
FC Rimsingen E2 – SpVgg Ehrenkirchen E2 
11.00 Uhr in Oberrimsingen 
SpVgg Ehrenkirchen C – SG Weilertal C 
11.00 Uhr Sportplatz in Kirchhofen 
SpVgg Ehrenkirchen B _ PSV Freiburg B 
14.00 Uhr Sportplatz in Kirchhofen 
SG Bollschweil A – SpVgg Ehrenkirchen A 
15.30 Uhr Sportplatz in Grunern 

Mittwoch, 03.05.2017: 
SpVgg Ehrenkirchen A – SG Gottenheim A 
19.00 Uhr Sportplatz in Kirchhofen 
 
 

Musikverein Norsingen e. V.

MAI-HOCK des Musikvereins an der  
St. Gallushalle in Norsingen 
Wie in den vergangenen Jahren möchte der Musikverein Norsin-
gen auch 2017 die gesamte Bevölkerung aus Ehrenkirchen und 
Umgebung zum Mai-Hock einladen.   

Wann?  1. Mai 2017, ab 11 Uhr 
Wo?  An der St. Gallushalle in Norsingen 
Allerdings nur bei schönem Wetter!!!!   

Der 1. Mai – ein idealer Feiertag für Wanderungen, Spaziergän-
ge oder Radtouren. Und ein idealer Tag für einen gemütlichen 
Hock an der St. Gallushalle mitten in Norsingen. 
Wenn (hoffentlich) die Sonne scheint, dann gibt es unter freiem 
Himmel alles, was das Herz begehrt: Getränke aller Art, Steaks 
und Grillwürste, Pommes, Kaffee und selbstgemachten Kuchen 
  
Ab 11 Uhr spielt zu Ihrer Unterhaltung der Musikverein Norsin-
gen unter der Leitung von Yvonne Weik traditionelle und moder-
ne Blasmusik. 
Kommen Sie doch einfach bei uns vorbei und seien Sie unsere 
Gäste! 
  
Ihr Musikverein Norsingen 
 
 

Seniorengemeinschaft Offnadingen

Liebe Seniorinnen und Senioren,  
wir möchten alle, die sich für unsere Einladung am 2.Mai nach 
Rust in den EUROPA-PARK angemeldet haben, noch einmal er-
innern. 
Abafhrt: 9,3o Uhr am Gemeindehaus 
Rückfahrt: gegen 17,oo Uhr 
Fahrpreis 15,-- € /Pers. 
Der Eintritt in den Park ist frei. 

Wir freuen uns auf einen schönen Tag im Freizeitpark.   

Euer Seniorenteam 

Fit & Fun Ehrenkirchen e. V.

ZUMBA® rockt ! 
ZUMBA®, wahrscheinlich das beste Workout überhaupt! Tanze 
zu toller Musik mit tollen Leuten und verbrenne Kalorien, ohne 
es zu merken. Der Hintergrund von ZUMBA® ist einfach: “Bewe-
gung und Spaß”. Man muss nicht tanzen können, das Wichtigste 
ist, sich zu bewegen und Spaß daran zu haben. 
Starte mit deinem persönlichen Kampf gegen den Osterspeck, 
direkt nach den Osterferien, am Montag, den 24. April von 20-21 
h in der St. Gallushalle in Norsingen. 
Die Stunde kostet 6 € und wird zu Beginn der Stunde in bar 
kassiert. 
  
Geschäftsstelle:   07633-8071288 oder 015751602300 
Internet:  http://www.freizeitsport-ehrenkirchen.de 
  
 

Kampfkunst Ehrenkirchen

Erfolgsgeschichte Schwarzer Gürtel Karate 
Erneut sind 5 Mitglieder unseres Vereins damit beschäftigt, sich 
intensiv auf ihre Prüfung zum 1. DAN Shotokan Karate vorzu-
bereiten. Es sind dies Michelle Gutmann und Frank Dittrich aus 
Kirchhofen, Rainer und Katharina Pfundstein aus Schallstadt und 
Anika Glisic aus Eschbach. 
Seit Gründung der Karateabteilung bei fit&fun Ehrenkirchen im 
Jahr 2001, wurden durch unseren Trainer Arno Harter 21 Kara-
teka erfolgreich zum Träger / zur Trägerin eines Schwarzen Gür-
tels der Stilrichtung Shotokan Karate ausgebildet. Ferner ist es 
ihm gelungen, seit Einführung des so genannten Junior DAN’s 9 
Kinder dazu zu motivieren, diese Prüfung abzulegen. 
  

11 neue Karate Einsteigerkurse haben  
begonnen 
Der Einstieg ist bis zur 4. Stunde möglich. 
Jetzt schnell auf der Homepage informieren und anmelden 
  
Tel: 07633-9244276 + 015776803000 + 015203706959 
Internet: http://www.kampfkunst-ehrenkirchen.de 
 
 

 

LandFrauenverband Südbaden
LandFrauenverein Ehrenkirchen

Herzliche Einladung zum Vollmondevent  
am 12. Mai 2017 
Liebe Landfrauen!
Am Freitag, den 12. Mai 2017 wollen wir uns zum Abwasser-
zweckverband Staufener Bucht nach Breisach - Grezhausen 
aufmachen. Unser Ziel ist die verbandseigene Kläranlage, wo wir 
bei einer Führung die verschiedenen Verfahren und Reinigungs-
stufen kennenlernen dürfen. 
Die Führung beginnt um 15 Uhr und dauert ca. 2 Stunden. 
Wer möchte kann gerne mit dem Fahrrad nach Grezhausen fah-
ren, daneben werden Fahrgemeinschaften mit dem Auto gebil-
det. 
Abfahrt  für die Radfahrer ist um 14 Uhr, für die Autofahrer um 
14.30 Uhr. 
Treffpunkt  ist jeweils die Wendeschleife an der Jengerschule. 
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Anmeldungen bitte bis Dienstag, 9. Mai bei Petra Kienberger, 
Tel. 8441 oder Agnes Barth, Tel. 981160. 
Wir freuen uns über viele Interessierte, herzlich willkommen sind 
auch Familienangehörige und Freunde. 
  
 

Tennis-Club Ehrenkirchen e. V.

Von heute Fr., 28.04. bis So., 30.04. bestreiten wir in Kooperation 
mit dem TC Mengen das 8: Topspin-Open LK-Turnier. Die unter-
schiedlichen Altersklassen, weiblich als auch männlich, spielen 
auf unserer Anlage. Für das leibliche Wohl ist selbstverständlich 
gesorgt. 
Wir freuen uns auf Ihren Besuch! 
  
Ab Fr., 05.05. starten wir in die diesjährige Medenrunde mit den 
Spielen: 
  
Fr., 05.05. 
10:00 H65-1 Eint. FR/Ehrenkirchen Staufen 
10:00 H65-2 Munzingen/Oberrimsingen  Eint. FR/Ehren-

kirchen 
  
Sa., 06.05. 
09:30  H55 Eint. Freiburg Ehrenkirchen 
14:00  D40 Ehrenkirchen Dietenbachpark 
14:00  H50 Maulburg/Steinen Ehrenkirchen 
  
So., 07.05. 
09:30  D Ehrenkirchen/Bad Krozingen  Bischoffingen (in 

Bad Krozingen) 
09:30  H30 Herten/Karsau Ehrenkirchen 
  
Für die Vorstandschaft 
Johannes Schwinning 
 

Wandersportfreunde  
Ehrenkirchen e. V.

Donnerstagswanderungen 
geführte Wanderungen rund um Ehrenkirchen 
Treffpunkt um 13:30 Uhr am Rathaus Ehrenkirchen/Schächer-
kapelle 
nur an Werktagen und nicht bei Regen 
ca. 10 km 
  
 

Von Schweighof zum Hochblauen 
Am Sonnabend, den 06. Mai 2017 
Treffpunkt: 07.50 h Gemeindeamt Ehrenkirchen 
Mit Bus und Bahn nach Schweighof 
Über Altental und Egertenhütte zum Hochblauen (1165) 
zurück über Prinzensitz nach Badenweiler 
Heimfahrt mit Bahn und Bus 
  
Wegstrecke ca. 14 km, Gehzeit ca. 5 Std 
Höhendifferenz 720 m 
  
Rucksackverpflegung, Festes Schuhwerk erforderlich 
  
Regiokarte oder KONUS 

Traditionelles Haxenessen auf der  
Steinebachhütte am 25. Mai 2017   
Treffpunkt: 10.00 h Gemeindeamt Ehrenkirchen 
für die, die Lust haben zu einer  
gemeinsamen Wanderung zur Hütte 
  
Außer Haxen wird Erbseneintopf mit Würstchen angeboten. 
Danach, wer will, auch Kaffee und Kuchen. 
Die Hütte ist ab 11.00 h für jedermann geöffnet. 
Haxen bitte vorbestellen bis Montag, 22. Mai 2017 
bei Fam. Hiesl 07633 / 8569 
 
 

ALLGEMEINES

DER ABWASSERZWECKVERBAND  
STAUFENER BUCHT 
Seit 50 Jahren stehen wir für die Reinigung des Abwassers zum 
Schutz von Mensch und Umwelt. Eine Aufgabe, die nur als Team 
zu bewältigen ist. Um dieser P?icht auch in Zukunft zu erfüllen, 
brauchen wir Deine Unterstützung. In den nächs- ten Jahren 
können wir folgende Ausbildungsplätze anbieten: 
9/2018 FACHKRAFT FÜR ABWASSERTECHNIK (M/W) 
9/2019 ELEKTRONIKER FÜR BETRIEBSTECHNIK (M/W) 
Alle wichtigen Informationen rund um die Ausbildung, den Ver-
band und welche Perspektiven das Arbeitsumfeld der Abwas-
serreinigung für Deine Zukunft bietet  erfährst Du bei unserem 
Ausbildungstag in Vorträgen der Ausbilder und Führungen auf 
dem Gelände der Verbandskläranlage Breisach-Grezhausen so-
wie im persönlichen Gespräch mit an der Ausbildung beteiligten 
Personen. 
 
 

Eltern-Kind-Initiative e.V.  
Kindertagespflege – ein Job mit Zukunft 
Qualifizierungskurs für Tagespflegepersonen in der eki 
Wenn Sie gerne mit Kindern zusammen sind und Spaß an ge-
meinsamen Unternehmungen und Freude am Umgang mit klei-
nen und auch größeren Kindern haben, Sie sich eventuell be-
ruflich weiterbilden möchten, um als selbständige Tagesmutter 
oder Tagesvater zu arbeiten, dann sind Sie in der eki richtig. 
Wir führen vom 8.4.2016 bis 20.5.2017 einen Grundkurs in der 
Qualifizierung durch. Es gibt noch freie Plätze. 
Der Kurs findet in Geschäftsstelle Kindertagespflege in Müllheim 
statt. 
Nähere Informationen erhalten Sie in der Geschäftsstelle 
Kindertagespflege der eki, Wilhelmstr. 18, Müllheim, 
Telefon 07631/9362668 oder per Mail: 
kindertagespflege@eki-muellheim.de 
 

Infotag am Kolping Kolleg Freiburg  
Abitur,Fachhochschulreife und Realschulabschluss 
für Erwachsene
am Sa, 13. Mai 2017
- 10:00 Uhr Fachabiturin 1 Jahr
- 11:30 Uhr Abitur in 3 Jahren 

Kolping-Kolleg Freiburg Hildastr.39, Tel. 706735 
www.kolping-kolleg.de
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